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1. Aufgabenstellung 

Die Wohnraumversorgung Berlin (WVB) ist gemäß nachstehenden Ausführungen mit der 

Evaluation der Wahlen zu Mieterräten (MR) bei den landeseigenen Wohnungsunterneh­

men (LWU) beauftragt worden. 

Koalitionsvereinbarung vom November 2016: 

"Die Koalition unterstützt die Mitbestimmung seitens der Mieter*innenschaft. Die Praxis 

der Mieter*innen­mitbestimmung und die 2016 durchgeführten Mieter*innenratswahlen 

werden mit Blick auf die bei den stattgefundenen Wahlen aufgetretenen Problemen kri­

tisch evaluiert, die Wahlordnung wird überarbeitet und ggf. die Wahlen wiederholt." 

Richtlinien der Regierungspolitik:  

"Die Praxis der Mieter/innenmitbestimmung wird evaluiert, die Wahlordnung zu den Mie­

ter/innenratswahlen wird überarbeitet und ggf. die Wahlen wiederholt." 

Verabschiedeter Arbeitsplan WVB 2017/2018: 

"Entsprechend der Koalitionsvereinbarung werden die Mieterratswahlen evaluiert und 

Vorschläge zum Umgang mit dabei aufgetretenen Problemen sowie zur Überarbeitung 

der Wahlordnung erarbeitet. Anhand von Stellungnahmen der WBG zu einem Fragenkata­

log und ergänzenden Gesprächen mit an den Wahlen beteiligten Personen wird eine Eva­

luierung erstellt, im Fachbeirat diskutiert und Vorschläge zu ggf. nötigen Wahlwiederho­

lungen und Änderungen der Wahlordnung vorgelegt." 



   

       
  

 

 

   

  

 

 

 

     

   

   

     

  

  

  

 

   

 

   

 

  

  

 

 

  

2. Methoden – Darstellung von Analyseapparat und Evalua­
tionsdesign 

Für eine sachliche Bewertung der durchgeführten Wahlen bei den landeseigenen Woh­

nungsbaugesellschaften wurden die Standardmethoden der Evaluation genutzt: Doku­

mentenanalyse, Experteninterviews sowie schriftliche Befragungen der landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften. Die Erfassung wichtiger Zahlen und Daten zu den MRW er­

folgte durch den Verband BBU.  

Bei den ausgewerteten Dokumenten handelt es sich um Parlamentsdokumente sowie 

Statistiken und Darstellungen zur Analyse des Status quo der Mieterräte. 

Zusätzlich hat der Vorstand der WVB zwei Unternehmen für qualitativ strukturierte Inter­

views ausgesucht (Expertengespräche). Dies waren die Firma GESOBAU wegen der einge­

legten Widersprüche Betroffener zum Ausschluss von Kandidaten von der Wahl (Be­

schränkung des passiven Wahlrechts) als Beispielunternehmen zu diesem Problemfeld 

sowie die Gewobag, bei der als einzigem Landeswohnungsunternehmen wegen einer 

möglichen Nichtzustellung von Wahlunterlagen (Einschränkung des aktiven Wahlrechts) 

ein Widerspruch eines Mieterbeirats zum Wahlergebnis in einem Wahlbezirk eingelegt 

wurde. 

Die schriftlichen Befragungen erfolgten standardisiert und wurden eigenverantwortlich 

durch die Wohnungsbaugesellschaft beantwortet. Dabei war es den landeseigenen Woh­

nungsbaugesellschaften überlassen, wer im Unternehmen die Beantwortung der standar­

disierten Fragen vornahm. In der Regel war dabei der Bereich verantwortlich, der den 

Prozess der Mieterratswahl im Unternehmen organisiert. 

Die durchgeführten Experteninterviews erfolgten ebenfalls anhand eines einheitlichen 

Gesprächsleitfadens. Protokolle der Experteninterviews sind im Anhang des Berichtes 

aufgenommen worden. 



   

 

      
 

 

 

     

   

   

  

  

  

  

   

   

  

  

 

  

  

 

    

   

  

 

  

 

  

   

     

  

    

   

  

   

 

3. Grundlagen für Mieterräte und Mieterratswahlen 

3.1 Gesetzliche Grundlagen 

Es ist das erklärte Ziel Berlins im Rahmen der Beteiligung der Stadtgesellschaft, Bür­

ger*innenbeteiligung als Prinzip der politischen Willensbildung zu fördern. Diese reichen 

von der Beteiligung der Bürger*innen bei der Planung von Infrastrukturprojekten, der 

Möglichkeit der direkten Einflussnahme durch Elemente der direkten Demokratie bis zur 

Sicherung der Mitverantwortung der Einwohner*innen bei der Gestaltung der Stadtquar­

tiere. Bürger*innenbeteiligung hat einen besonderen Stellenwert bei solchen Planungen 

und Projekten, die das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl der Einwohnerschaft 

berühren. 

Die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sind für das Land Berlin ein Instrument 

zur Versorgung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen mit Wohnraum und hier beson­

ders derjenigen, die sich am Wohnungsmarkt nicht allein ausreichend versorgen können. 

Darüber hinaus beeinflusst die Bewirtschaftungsstrategie der landeseigenen Wohnungs­

baugesellschaften den übrigen Berliner Wohnungsmarkt mit seinen insgesamt 1,6 Mio. 

Mietwohnungen. 

Mit einer stärkeren Einbindung der Interessen der Mieterschaft in die Unternehmensfüh­

rung bietet sich die Möglichkeit, die Unternehmensstrategie der landeseigenen Woh­

nungsbaugesellschaften noch stärker auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der Mieterin­

nen und Mieter und die spezifischen Belange der kommunalen Wohnungswirtschaft aus­

zurichten. Dabei wurde das System der bisherigen Partizipation bei den landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften durch Mieterbeiräte um die Bildung von Unternehmensmie­

terräten in den Gesellschaften ergänzt. 

Diese wurden im Rahmen des Artikels 2 des Wohnraumversorgungsgesetzes mit dem 

"Gesetz zur sozialen Ausrichtung und Stärkung der landeseigenen Wohnungsunterneh­

men für eine langfristig gesicherte Wohnraumversorgung" vom 24.11.2015 eingeführt. In 

der Gesetzesbegründung heißt es dazu u.a.: Die Mieterräte "sollen die Interessen der 

Mieterinnen und Mieter der jeweiligen Gesellschaft bündeln und sie künftig an wichtigen 

Entscheidungen der Gesellschaft beteiligen, die für ihre Wohnungen und deren Wohnum­

feld bestimmend sind. Damit wird die Mieterschaft ein hohes Maß an Beteiligung sowie 

Verantwortung erhalten." 

Die Aufgaben von Mieterräten sind in diesem Gesetz nach § 6 Abs. 2 wie folgt festgelegt: 

"Die Mieterräte befassen sich mit und nehmen Stellung insbesondere zu den Unterneh­

mensplanungen bei den Neubau­, Modernisierungs­ und Instandsetzungsprogrammen, 



   

 

 

    

     

    

 

   

  

     

 

  

  

 

   

 

     

  

   

    

  

   

  

    

 

   

  

     

  

    

  

  

  

  

 

   

bei der Quartiersentwicklung sowie bei Gemeinschaftseinrichtungen und erhalten die 

dazu erforderlichen Informationen" 

Um die Mitwirkungsmöglichkeit der MR sicherzustellen, sollen die Leitungen der LWU 

"den Mieterräten die Maßnahmen der jährlichen Investitionsplanung rechtzeitig vor der 

Befassung des Aufsichtsrats vorstellen" (§ 6 Abs. 3). Diese Regelung wurde seitens des 

Senats im Gesetzentwurf u.a. damit begründet, dass für "die Mieterschaft . die Entschei­

dungen der Unternehmen nachvollziehbarer [werden]. Sie nehmen Stellung und wirken 

aktiv an wichtigen Planungen mit, wodurch diese besser an ihre Bedürfnisse angepasst 

werden können." Um auch die nötigen fachlichen Fragestellungen bei der Diskussion der 

Wirtschaftspläne der LWU bearbeiten können, muss den MR die dazu erforderliche Un­

terstützung durch die LWU gegeben werden, etwa durch Fortbildungen oder andere In­

strumente der fachlichen Qualifizierung und Befähigung der Mitglieder der Mieterräte. 

Die Mieterräte haben schließlich umfassende Auskunfts­ und Stellungnahmerechte zu 

den wesentlichen Unternehmensentscheidungen. 

Für die hier im Mittelpunkt stehenden Wahlen zu den MR ist § 6 Abs. 4 WoVG Bln Art. 2 

einschlägig: 

"Die Mitglieder der Mieterräte werden durch Wahlen aus der jeweiligen Mieterschaft in 

ihre Funktion berufen. Die Mieterräte sollen in ihrer Zusammensetzung die Vielfalt der 

Mieterinnen und Mieter repräsentieren." 

Damit ist die Mitwirkung der Mieter*innen an den Unternehmensentscheidungen durch 

Einführung von Mieterräten bei jedem landeseigenen Wohnungsunternehmen gesetzlich 

verankert. Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Mieterrats werden nach einem vom 

jeweiligen Aufsichtsrat festzulegenden Wahlverfahren aus der Mitte der Mieterschaft 

gewählt, wobei die Zusammensetzung des Mieterrats die Vielfalt der Mieter*innen reprä­

sentieren soll. 

Die in vielen Wohnanlagen der LWU bereits verankerten Mieterbeiräte sollen mit den 

unternehmensweiten Mieterräten eng und vertrauensvoll zusammenarbeiten. 

Die Wahl der Mitglieder des jeweiligen Mieterrats erfolgte unter den Mieter*innen des 

landeseigenen Wohnungsunternehmens. Maßgeblich war dabei auch, dass die Zusam­

mensetzung der Mieterräte möglichst die Vielfalt der Mieterschaft des jeweiligen Woh­

nungsunternehmens repräsentieren soll. Das soll auch hinsichtlich der Geschlechter, der 

schwerbehinderten Mieter*innen, der deutschen Mieter*innen mit Migrationshinter­

grund sowie der Mieterinnen und Mieter ohne deutsche Staatsangehörigkeit gelten. 

Um verdeckte Interessenkonflikte und andere Probleme bei der Ausübung der Tätigkeit 

im Rahmen des Mieterrats zu vermeiden, müssen alle Bewerberinnen und Bewerber für 

den Mieterrat gegenüber den wahlberechtigten Mieter*innen gesellschaftliche Funktio­

nen sowie wirtschaftliche und persönliche Interessenlagen vor der Wahl offenlegen. 



   

    

   

  

   

    

    

 

     

 

  

 

 

   

  

 

 

   

  

 

    

   

  

 

       

    

  

  

 

 

Das Gesetz sieht vor, dass der jeweilige Aufsichtsrat die Anzahl der Mitglieder des Mieter­

rats festlegt und eine Wahlordnung erlässt. Durch den Senat ist auf der Grundlage der 

gesetzlichen Bestimmungen eine Musterwahlordnung und eine Mustersatzung (beide in 

der Anlage) für die MR erarbeitet und mit Vertretern der Wohnungswirtschaft und mit 

Mitgliedern von Mieterbeiräten abgestimmt und auch zur Kommentierung zur Verfügung 

gestellt worden. Die Wahlordnung wurde dann durch den Aufsichtsrat der landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften beschlossen. 

Mit der Berufung der Vertreter der Mieterräte in die Aufsichtsräte der landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften ist das Verfahren der Einführung der Mieterräte Anfang Feb­

ruar 2017 erfolgreich beendet worden. Die Mieterräte haben mit ihrer Arbeit begonnen. 

3.2 Regelung durch die Musterwahlordnung 

Durch diesen Prozess war grundsätzlich eine einheitliche Durchführung der Wahlen zu 

den MR möglich. Mit der jeweiligen Wahlordnung wurden folgende Regelungen getrof­

fen: 

­ Die Wahlbezirke, für die jeweils ein Mitglied in den MR gewählt werden soll, soll­

ten mindestens 5.000 und 8.000 Mietwohnungen umfassen 

­ Es wird eine Wahlkommission gebildet, die aus je zwei Mieter*innen für einen 

Wahlbezirk sowie zwei Mitarbeiter*innen aus dem Wohnungsunternehmen be­

steht. 

­ Die Wahlkommission ist zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl zum Mie­

terrat insbesondere zuständig für "die Prüfung und die Zulassung der Kandidatin­

nen und Kandidaten zur Wahl, sowie die Möglichkeit der Prüfung von Einsprüchen 

gegen Kandidaturen" (§ 2 Abs. 3) 

Von besonderer Bedeutung für die Durchführung der Wahlen zum MR waren die in der 

Musterwahlordnung enthaltenen Regelungen zu Wahlberechtigung und Wählbarkeit. Da 

die Umsetzung dieser Regelungen während und nach den Wahlen zu Protest, Widersprü­

chen sowie kritischer Kommentierung führten, werden diese Vorschriften nachfolgend im 

Wortlaut wiedergegeben, die vollständige Fassung ist in der Anlage des Berichts enthal­

ten: 

§ 3 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

1.	 Wahlberechtigt und wählbar sind natürliche Personen, die Hauptmieterinnen oder 

Hauptmieter von Wohnungen im Eigenbestand des landeseigenen Wohnungsunterneh­

mens in Berlin sind, die am Stichtag des Wahlaufrufs das 18. Lebensjahr vollendet haben 

und unbeschränkt geschäftsfähig sind. Der Mietbeginn muss mindestens sechs Monate vor 

dem Stichtag des Wahltermins liegen und das Mietverhältnis darf zu diesem Stichtag nicht 

gekündigt sein (ausgenommen gleichzeitige Neuanmietung einer Wohnung im gleichen 



   

 

 

 

  

 

  

    

   

  

   

   

  

 

  

   

  

   

   

   

      

  

Wahlbezirk desselben landeseigenen Wohnungsunternehmens). Ein entsprechendes Wäh­

lerverzeichnis wird vom landeseigenen Wohnungsunternehmen geführt. 

Mieter, die zugleich Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des entsprechenden landeseigenen 

Wohnungsunternehmens sind, können nicht zum Mitglied des Mieterrates gewählt wer­

den. 

Bewerberinnen und Bewerber für den Mieterrat müssen gesellschaftliche Funktionen so­

wie wirtschaftliche und persönliche Interessenkonflikte offenlegen. 

2.	 Für jede Wohnung kann nur, unabhängig von der Anzahl der mietvertragsgemäßen Be­

wohner, eine Stimme abgegeben werden. Werden mehrere Stimmen für eine Wohnung 

abgegeben, sind diese insgesamt ungültig. 

3.	 Die Wahlkommission wird durch Beschluss Kandidatinnen und Kandidaten für die Wahl 

zum Mieterrat ablehnen, sofern in der Person schwerwiegende Verstöße gegen das friedli­

che Zusammenleben oder gegen die Hausordnung oder nachhaltige Verletzungen der 

mietvertraglichen Pflichten vorliegen. Die Prüfung erfolgt aus Gründen des Datenschutzes 

ausschließlich durch das landeseigene Wohnungsunternehmen. 

Aus den vorstehenden Regelungen ist also folgender Satz an grundlegenden Regeln zu 

entnehmen: 

Zur Wahlberechtigung (aktives Wahlrecht): 

­ Je Wohnung ist nur eine Stimme abzugeben.
 

­ Bei gekündigten Mietverhältnissen besteht kein Wahlrecht. 


­ Wählen können nur Hauptmieter*innen, die
 

o	 mindestens 18 Jahre alt sind, 

o	 mindestens seit 6 Monaten in der Wohnung wohnen und 

o	 unbeschränkt geschäftsfähig sind. 

Zur Wählbarkeit (passives Wahlrecht): 

­ Bei gekündigten Mietverhältnissen kann nicht kandidiert werden
 

­ Wählbar sind nur Hauptmieter*innen, die
 

o	 mindestens 18 Jahre alt sind, 

o	 mindestens seit 6 Monaten in der Wohnung wohnen, 

o	 nicht Mitarbeiter*in in dem betreffenden Wohnungsunternehmen sind, 

o	 ein ungekündigtes Mietverhältnis haben und 

o	 unbeschränkt geschäftsfähig sind. 



   

   

  

   

  

  

 

     

 

   

  

   

  

 

 

    

 

  

    

 

     

  

  

    

   

    

   

     

    

  

  

    

 

  

  

Über diesen mehr formal zu bezeichnenden Regelsatz, geprüft werden kann, hat die Mus­

terwahlordnung in Absatz 3 den Wahlkommissionen (WK) allerdings noch weitere Aufga­

ben auferlegt. Danach "wird" die WK "durch Beschluss Kandidatinnen und Kandidaten für 

die Wahl zum Mieterrat ablehnen, sofern 

­ in der Person schwerwiegende Verstöße gegen das friedliche Zusammenleben o­

der 

­ gegen die Hausordnung oder nachhaltige Verletzungen der mietvertraglichen 

Pflichten vorliegen." 

Ob bei den kandidierenden Personen tatsächlich schwerwiegende Verstöße vorliegen, 

konnten die WK in der Regel nicht aus eigener Kenntnis entscheiden. Die Musterwahlord­

nung schrieb auch vor, dass die Prüfung dieser Ablehnungsgründe "aus Gründen des Da­

tenschutzes ausschließlich durch das landeseigene Wohnungsunternehmen" erfolgen 

dürfe, obwohl die Mitglieder der WK sich nach § 4 (5) schriftlich zur Einhaltung des Daten­

schutzes verpflichten mussten. In der Praxis zu führte dies unterschiedlichen Umset­

zungsverfahren. 

In der Musterwahlordnung wurden durch § 4 Absatz 4 noch weitere Kriterien für die Gül­

tigkeit von Wahlvorschlägen festgelegt: 

­ sie müssen fristgerecht eingereicht worden sein,
 

­ müssen alle geforderten Bewerberangaben enthalten:
 

o	 Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Alter, Wohnadresse sowie 

o	 ausgeübter Beruf und ehrenamtliche Aktivitäten und 

o	 eine schriftliche Erklärung der Bewerber*innen zu gesellschaftlichen Funk­

tionen sowie wirtschaftlichen, auch persönlichen, Interessenkonflikten, 

­	 schließlich war schriftlich der Nutzung der personenbezogenen Daten zu Zwecken 

der Durchführung der Wahl zuzustimmen. 

Die WK waren gleichzeitig nach § 2 Abs. 3 der Musterwahlordnung auch Revisionsinstanz 

für ihre eigenen Entscheidungen: 

­ Die WK ist zuständig für "die Möglichkeit der Prüfung von Einsprüchen gegen Kan­

didaturen" und für 

­ "die Klärung etwaiger Unstimmigkeiten bei der Wahlvorbereitung, beim Wahlver­

lauf und zum Wahlergebnis". 

Für die hier zu berichtende Revision der Mieterratswahlen sind die weiteren technischen 

Regelungen zur Durchführung der Wahl, wie Fristen etc., von geringer Bedeutung, wes­

halb auf deren Wiedergabe verzichtet wird.  



   

     

 

 

 

   

     

   

  

    

 

 

     

    

    

  

 

    

  

  

    

  

   

   

  

 

  

4. Übersicht über die Mieterratswahlen 

Für die Mieterratswahlen (MRW) haben die LWU, wie durch die Musterwahlordnung vor­

gegeben, Wahlbezirke gebildet. Die Anzahl variiert nach der Größe des Unternehmens. 

Nachstehend zunächst wesentliche quantitative Angaben. 

4.1 Zeitplan der Mieterratswahlen 

Nach Beschluss der Wahlordnungen im März bzw. April 2016 durch die Aufsichtsräte der 

LWU wurde unmittelbar anschließend zwischen Mitte April bis Anfang Mai 2016 mit dem 

Versand von Aufrufen begonnen, sich für die Mitarbeit in der Wahlkommission oder als 

Kandidat*in zur Verfügung zu stellen. Jeweils ca. vier Wochen (bei 4 LWU) bzw. 6 Wochen 

(2 LWU) später war dann Fristende für die Bewerbung als Kandidat*in für den MR. 

Die Wahlkommissionen wurden Ende Mai bzw. Anfang Juni 2016 konstituiert. Die Wahl­

kommissionen bestanden aus je 2 Mieter*innen je Wahlkreis sowie jeweils zwei Mitarbei­

ter*innen des jeweiligen LWU. Im April führten alle LWU Veranstaltungen mit den 

Mieterbeiräten zur Information über die MRW durch. Im Juni 2016 wurden dann bei 5 

LWU zentrale Informationsveranstaltungen für die Kandidat*innen zum MR organisiert. 

LWU degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT WBM 

UND 

LAND 

Versand Briefwahl-

unterlagen 

08.07.16 10.08.16 

ca. 

04.08.16 

15.07.16 18.07.16 08.07.16 

Frist in Wochen 7 4,5 5 3 4 5,5 

Wahltermin 15.0816 08.09.16 08.09.16 05.08.15 17.08.16 17.08.16 

Auszählung 23.08.16 10.09.16 10.09.16 

ca. 

09.08.16 

18.08.16 

ca. 

30.08.16 

Zwischen Anfang August und Anfang September 2016 waren die Wahlen zu den Mieterrä­

ten bei allen sechs LWU abgeschlossen. Die endgültigen Ergebnisse wurden, tw. nach Ab­

schluss von Widerspruchsverfahren, zwischen dem 15.09. und dem 07.10.16 durch die 

LWU veröffentlicht. Zwischen Anfang September 2016 und Ende Oktober 2016 führten 

die Mieterräte ihre konstituierenden Sitzungen durch und nahmen die Arbeit auf. Nach 

interner Wahl in den MR wurden schließlich bis Anfang Februar 2017 die jeweils  stimm­

berechtigte*n Vertreter*innen in die Aufsichtsräte der 6 LWU aufgenommen bzw. ein 

weiteres Mieterratsmitglied als ständige Gäste für die Aufsichtsratssitzung entsandt. 

Insgesamt ist in den Expertengesprächen der enge Zeitablauf kritisiert worden, auch die 

Nähe zu den Ferien wurde kritisiert. 

http:07.10.16


   

 

  

 

  

   

 

    

  

 

   

 

 

 

      

      

 

 
 

 
 

 

 

 

      

 

      

      

      

 

  

    

    

  

  

4.2 Ergebnisse der Wahlen zum Mieterrat 

Insgesamt gab es für alle 6 LWU 1.845 noch etwas unverbindliche Interessenbekundun­

gen durch Rücksendung einer entsprechend angekreuzten Karte. Diese Rückmeldungen 

waren zunächst unverbindlich. Erst durch die Einreichung weiterer Unterlagen und Erklä­

rungen (siehe vorstehende Erläuterung der Wahlordnung) wurden daraus konkrete Be­

werbungen um eine Kandidatur zum Mieterrat. Der Vorgang der Prüfung der Kandidatu­

ren wird im nächsten Abschnitt behandelt. 

LWU 
degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 

UND 
LAND 

WBM 

Wahlber. Haushalte 60.101 40.509 52.576 56.008 39.336 27.250 
Wahlbezirke 5 7 5 3 6 3 
Frist der 

Wahlperiode 

Sept 
2021 

Dez 2019 
Mitte 

2019 
Juni 2020 

Mai 

2022 
Sept 
2022 

Zu wählende Mieter-

räte 

11 7 9 9 6 5 

Allg. lnteressenbe-

kundung 

511 373 280 240 238 203 

Zugelassene Kandida-

turen 

387 127 93 137 85 164 

Abgegebene gültige 

Stimmen 

8.615 6.289 7.485 9.107 5.219 5.387 

Erreichtes Quorum 

gesamt und je Wahl-

bezirk 

Insgesamt: 

14,8% 

WB 1: 

15,673% 

WB 2: 

13,551% 

WB 3: 

13,054% 

WB 4: 

18,164% 

WB 5: 

13,252% 

Insgesamt 

16,5% 

WB 1: 17,7% 

WB 2: 12,5% 

WB 3: 13,5% 

WB 4: 20,2% 

WB 5: 19,0% 

WB 6: 16,1% 

WB 7: 16,4% 

Insgesamt: 

14,7% 

WB 1: 

14,44% 

WB 2: 

13,52% 

WB 3: 

13,96% 

WB 4: 

14,71% 

WB 5: 

15,99% 

Insgesamt: 

16,8% 

WB 1: 14,2% 

WB 11: 16,7% 

WB 111: 18,7% 

Insgesamt: 

17,41% 

WB 1: 

22,44% 

WB 2: 

19,46% 

WB 3: 

19,21% 

WB 4: 

13,85% 

WB 5: 

14,59% 

WB 6: 

17,11% 

Insgesamt: 

20,19% 

WB 1: 

17,85% 

WB 2: 

22,22% 

WB 3: 

19,55% 

Haushalte/ 

Kandidaten 

155 319 565 409 463 166 

Von allen Befragten ist die vergleichsweise hohe Wahlbeteiligung positiv thematisiert 

worden. Sie betrug für alle 6 LWU 16,3 % und schwankte bei den einzelnen LWU zwischen 

14,7 und 20,2 %. In allen der insgesamt 29 Wahlbezirke betrug die Wahlbeteiligung deut­

lich über 10 % (Mindestgrenze war 5 % lt. § 4 Abs. 9 Musterwahlordnung), bei 8 Wahlbe­

zirken lag die Beteiligung bei knapp 20 % oder noch höher. 



   

        
 

 

   

   

  

  

 

 

   

 

 

  

      

      

       

      

   

 
      

 
      

       

      

 

        

 

      

 

 

      

      

 

 

   

  

  

5. Umfang der Beschränkungen von passivem und aktivem 
Wahlrecht 

5.1 Ausschluss von Kandidaturen (passives Wahlrecht) 

Durch die schriftliche Befragung (Fragenkatalog in der Anlage) bei den Landeswohnungs­

unternehmen (LWU) hat die WVB eine Reihe von einschlägigen Informationen zu den 

Mieterratswahlen erhoben. Die synoptische Auswertung fasst die wesentlichen Ergebnis­

se zur Prüfung der Zulässigkeit der Kandidatur zusammen: 

LWU: 
Abgelehnte Kandidaturen 

de-

gewo 

GESO-

SO-

BAU 

Gewo-

bag 
HOWO 
GE 

STADT 

UND 
LAND 

WBM 

Formale Unzulässigkeit der Kandidatur: 
Kein oder zu kurzes oder beende-

tes Mietverhältnis 

3 0 10 4 0 1 

"nicht unbeschränkt geschäftsfä-

hig" 

6 3 5 0 0 0 

Unvollständige Unterlagen 0 0 0 0 0 7 
Zwischensumme 9 3 15 4 0 8 

Zu interpretierende Gründe zum Ausschluss von der Kandidatur: 
"nachhaltige Verletzung der 

mietvertraglichen Pflichten" 

(Mietrückstände) 

30 8 11 3 0 0 

"schwerwiegende Verstöße ge-

gen das friedliche Zusammenle-

ben" 

2 10 1 0 0 0 

Wegen Interessenkonflikt 0 0 0 0 0 0 
Zwischensumme 32 18 12 3 0 0 

Summe abgelehnt 41 21 27 7 0 8 

Zugelassene Kandidaturen 387 127 93 137 85 164 
Ablehnungen zu Kandidaturen 10,6% 16,5% 29,0% 4,4% 0,0% 4,9% 

Einspruchsrecht ausdrücklich 

gewährt 

Ja Nein Nein Ja - Nein 

Eingelegte Einsprüche 7 5 1 1 0 0 
Akzeptierte Einsprüche 6 1 1 1 0 0 

Zunächst ist auffallend, dass das Unternehmen Stadt und Land mitgeteilt hat, keinerlei 

Ausschlüsse von Kandidaturen vorgenommen zu haben. Dieses LWU bleibt deshalb bei 

der weiteren Betrachtung in diesem Abschnitt unberücksichtigt. 



   

     

 

   

 

  

   

   

    

   

   

   

 

 

  

  

  

   

 

   

 

    

    

   

   

  

   

   

 

  

Die WBM lehnte nur Kandidaturen wegen erkennbarer Unzulässigkeit ab. In einem Fall 

war der Mietvertrag noch nicht 6 Monate gültig und in 7 Fällen handelte es sich um un­

gültige Wahlvorschläge (unvollständige Kandidatenunterlagen, keine Unterschrift, Pflicht­

angaben fehlten). 

Der Entzug des passiven Wahlrechts bei den vier anderen LWU bedarf der genaueren 

Darstellung. Es ist eine Häufung von Ablehnung von Kandidaturen bei 3 von diesen 4 Un­

ternehmen wegen "nachhaltige[r] Verletzungen der mietvertraglichen Pflichten" (§ 3 Abs. 

3 Musterwahlordnung) festzustellen� in der Regel wurde darunter ein erheblicher Miet­

rückstand verstanden. Eine klare Vorgabe zur Definition der Höhe eines dann nicht mehr 

akzeptablen Mietrückstands oder anderer Beispiele, was unter der "Nachhaltigkeit" bei 

dem Verstoß gegen mietvertragliche Pflichten zu verstehen war, ist der Wahlordnung 

nicht zu entnehmen und wurde gegenüber der Wahlkommission nicht aufgeschlüsselt. 

Bei der degewo wurden mit 30 Ablehnungen aus diesem Grund fast dreimal so viele Kan­

didaturen abgelehnt als aus anderen Gründen. 

Bei der Gewobag, die drei Kandidaturen wegen Mietrückständen zum Ausschluss vorge­

schlagen hatte, wurde seitens einer Person dazu ein Einspruch eingelegt. Dieser wurde 

auch angenommen, da es sich um eine noch offene Auseinandersetzung um Betriebskos­

ten handelte� die Kandidatur wurde also anschließend zugelassen. Die anderen beiden 

Einsprüche wurden von der WK zurückgewiesen. 

In vielen Fällen ist offenbar kein Einspruch wegen des Ausschlusses erhoben worden, nur 

12 Einsprüche insgesamt wurden von den LWU berichtet. Bei der Mitteilung der Ableh­

nung der Kandidatur und der entsprechenden Gründe haben nur von 2 der 5 betroffenen 

LWU ausdrücklich auf ein Einspruchsrecht hingewiesen. 

Bei Gewobag und HOWOGE wurden den Einsprüchen von jeweils einer Person auch statt­

gegeben, bei der degewo wurden immerhin 6 von 7 Einsprüchen positiv zugunsten der 

Kandidatur beschieden. Bei der GESOBAU wurde bei 5 Einsprüchen allerdings nur einer 

Person nach gesonderter Prüfung die Kandidatur zugebilligt (dazu nachfolgend unter Ent­

zug des aktiven Wahlrechts mehr). 

Von keinem LWU wurde berichtet, dass Rechtsmittel gegen den endgültigen Ausschluss 

als Kandidatin oder Kandidat eingelegt wurden. Formal sind die Wahlvorgänge damit ab­

geschlossen. 



   

 

   

  

 

    

  

  

  

  

    

   

 

     

  

     

  

   

  

  

   

 

    

  

  

   

  

     

 

  

    

     

 

    

  

  

   

5.2 Beispiele von Entscheidungsprozessen zum Ausschluss von der Kandidatur 

Aus den Gesprächen mit den WK von GESOBAU und Gewobag ging hervor, dass die Mit­

glieder der WK sich ihrer großen Verantwortung zum Ausschluss von Kandidaturen be­

wusst waren, sich jedoch auch zum Teil überfordert fühlten, entsprechende Entscheidun­

gen zu treffen. Die Musterwahlordnung schrieb in § 3 (3) Satz 2 vor: "Die Prüfung erfolgt 

aus Gründen des Datenschutzes ausschließlich durch das landeseigene Wohnungsunter­

nehmen." 

Die WK­Mitglieder der Gewobag betonten, dass sie durch dieses vorgeschriebene Verfah­

ren keine Kenntnis von den tatsächlichen Gründen zur Ablehnung einer Bewerberin bzw. 

eines Bewerbers um Kandidatur hatten. Das Unternehmen hatte eine Liste erstellt, in der 

alle Bewerber*innen enthalten waren und bei denen nur notiert war, dass die Kundenbe­

treuer*innen (zusammen mit den Teamleitungen) den Ausschluss von der Kandidatur 

vorschlagen würden. Diesen Empfehlungen ist diese WK dann auch vollständig gefolgt. Sie 

hat auf Rückfrage dann noch eine weitere Liste erhalten, in der die verschiedenen Gründe 

einer Ablehnung, etwa so wie sie oben in der Tabelle aufgeführt sind, enthalten waren, 

aber nicht den Namen der ablehnten Personen zugeordnet waren. Auch wenn die formel­

le Entscheidung zum Ausschluss von der Kandidatur bei der jeweiligen WK lag, ist aus dem 

Verfahren und wegen der verlangten Anonymität abzuleiten, dass die Entscheidung sei­

tens des LWU durch entsprechende Listenbildung bedingt wurde. Die WK hatten in die­

sem Fall keine eigenen Kenntnisse über die Ablehnungsgründe. 

Eine Ablehnung bei der degewo ist durch die Betroffene selbst an die WVB am 10.11.16 

herangetragen worden. In diesem Zusammenhang wurde vermutet, dass ihr Engagement 

in einer Mieterinitiative der Grund für den Ausschluss als Kandidatin sei. Dabei soll der 

Einspruch gegen die Schließung der Müllschachtanlage ausschlaggebend gewesen sein, in 

diesem Fall wäre der Begriff "nachhaltige Verletzungen der mietvertraglichen Pflichten" 

aus § 3 (3) der Musterwahlordnung sehr ausgedehnt worden. Unabhängig von einer Be­

wertung des Entzugs des passiven Wahlrechts in diesem konkreten Fall zeigt sich eindeu­

tig, dass die unpräzise Begriffsbildung in der Musterwahlordnung zumindest zu breiten 

Auslegungsspielräumen geführt hat. 

Im Rahmen unserer Befragung der Verfahrensbeteiligten bei einem Drittel der LWU, näm­

lich der GESOBAU und der Gewobag, sind drei weitere Fälle eines abweichenden Verfah­

rens bei der Behandlung von Kandidaturen zum Mieterrat bekannt geworden. Es handelt 

sich dabei um den Ausschluss von Bewerbern bei der GESOBAU, von denen 3 von 5 abge­

lehnten Kandidaten Einspruch gegen ihren Ausschluss eingelegt haben. Diese drei Perso­

nen haben dies auch öffentlich gemacht. 2 andere der 5 Einsprüche konnten wegen fort­

geschrittener Zeit nur noch schriftlich behandelt werden. 

Für die anderen drei Einsprüche hat die WK der GESOBAU extra eine Anhörung der Kan­

didaten organisiert. Hierfür hatte das Unternehmen detaillierte personenbezogene Daten 

mit Darstellungen über Äußerungen und Handlungen der betreffenden Personen gegen­

http:10.11.16


   

 

   

 

      

 

 

  

  

     

 

 

   

  

  

     

  

     

 

  

  

    

   

  

  

    

  

  

      

 

                                                      

über dem Wohnungsunternehmen, etwa gegen vorgesehene Modernisierungsmaßnah­

men und andere kritische Äußerungen, zusammengestellt. Auszüge aus diesen Unterla­

gen sind durch die Betroffenen anonymisiert zu einer Person öffentlich gemacht1 und in 

zu einer weiteren Person geschwärzt in der Presse zitiert worden2. 

Die Unterlagen wurden über 3 Kandidaten durch die GESOBAU aus der Mieterakte und 

öffentlichen Papieren zusammengestellt, um eine mündliche Verhandlung der Wahl­

kommission mit den drei Widerspruch Einlegenden vorzubereiten.  Dazu wurde vorab die 

Unterlage an die betreffenden Kandidaten mit der Aufforderung geschickt, sich schriftlich 

mit der Weitergabe der Informationen an die Wahlkommission (WK) einverstanden zu 

erklären. Dem haben die betreffenden Personen schriftlich zugestimmt. Eine der drei ab­

gelehnten Kandidaten konnte die Wahlkommission überzeugen, die beiden anderen wur­

den auch nach dem Gespräch abschließend durch die WK abgelehnt. Die von der WVB 

befragten Mitglieder haben, ausweislich des als Anlage beigefügten Protokolls des Ge­

sprächs mit der WVB, diese Ausschlüsse auch noch Monate später bekräftigt. So seien 

diese Kandidaten als "Störer" empfunden worden, die doch die Mieterschaft nicht vertre­

ten könnten. Auch wenn sich die Mitglieder der WK durch die Unbestimmtheit der Ableh­

nungsgründe in eine unangenehme Entscheidungssituation gedrängt fühlten, so haben sie 

gegenüber der WVB betont, an diesen "weichen Faktoren" festhalten zu wollen, um eben 

derartige Kandidaten ausschließen zu können. 

Auch wenn die Betroffenen dem schriftlich zugestimmt haben, so könnte die Vorlage von 

persönlichen Informationen einzelner Kandidaten an die WK der GESOBAU als Verstoß 

gegen § 3 Abs. 3 Satz 2 gewertet werden: "Die Prüfung erfolgt aus Gründen des Daten­

schutzes ausschließlich durch das landeseigene Wohnungsunternehmen." Dagegen ent­

halten diese Infoblätter personenbezogene Begründungen für "nachhaltige Verletzungen 

der mietvertraglichen Pflichten". Die personenbezogenen Informationen liegen der WVB 

nicht als Information seitens des landeseigenen Wohnungsunternehmens vor und werden 

daher nicht bewertet. 

Ob die Begründungen einen Ausschluss von der Kandidatur wegen "nachhaltige[r] Verlet­

zungen der mietvertraglichen Pflichten" rechtfertigen, kann zum jetzigen Zeitpunkt sei­

tens der WVB nicht beurteilt werden. Für die WK war dies jedoch eine ausreichende 

Grundlage für den Entzug des passiven Wahlrechtes, die den Mitgliedern der WK in Anhö­

rungsterminen die Möglichkeit gab, sich ein eigenständiges Bild von den Befragten zu 

machen. 

� 

http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjpolaQ4PlSAhXFlSwK 

HXspD-

hEQFggjMAA&url=http%3A%2F%2Fpankowermieterprotest.jimdo.com%2Fapp%2Fdownload%2F10435252 

193%2F3-4 Infoblatt-Stellungnahme.pdf%3Ft%3D1470483904&usg=AFQjCNEc-

eGOiK2o3CMMYIHDWFfrI WgdA 

2 

http://www.berliner-zeitung.de/berlin/brisante-papiere-wohnungsunternehmen-sammeln-persoenliche-

informationen-von-mietern-24518592 

http://www.berliner-zeitung.de/berlin/brisante-papiere-wohnungsunternehmen-sammeln-persoenliche
http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjpolaQ4PlSAhXFlSwK


   

 

 

     

 

  

   

 

 

    

    

    

 

   

  

  

   

   

 

  

      

 

 

   

   

   

    

   

 

   

 

  

  

    

     

                                                      

Das Unternehmen erklärte jedoch, keinen Einfluss auf die Entscheidung der Wahlkommis­

sion genommen zu haben und beide vom Unternehmen entsandten Mitglieder der WK 

hätten sich bei der Abstimmung zum Ausschluss der Stimme enthalten. 

5.3 Ein Fall von Beschränkungen des aktiven Wahlrechts 

Anders gelegen ist der ebenfalls kritisch kommentierte Vorwurf des Mieterbeirats "Ernst­

Thälmann­Park" bei der Gewobag, dass dieses Unternehmen gerade in diesem Gebiet, in 

dem vor Jahren heftige Auseinandersetzungen um eine inzwischen nicht mehr verfolgte 

Modernisierung entbrannt waren, nicht für eine vollständige Versendung der Wahlunter­

lagen gesorgt habe und deshalb ein bekannter kritischer Kandidat aus diesem Kiez nicht 

habe in den Mieterrat kommen können. Weil die Versendung der Wahlunterlagen in der 

Ferienzeit erfolgte und die Umschläge nicht erkennbar genug als Wahlunterlagen gekenn­

zeichnet gewesen seien, wäre auch das Fehlen von Wahlunterlagen erst sehr spät ent­

deckt worden. 

Bereits kurz vor Ende der Frist zur Einsendung der Briefwahlscheine vom 08.09.16 hatte 

sich der Mieterbeirat (MBR) am 06.09.16 in einem offenen Schreiben an Herrn Senator 

Geisel gewandt, mit dem Inhalt, dass  in mehreren Häusern im Ernst­Thälmann­Park 

Nachbarn erklärt hätten, keine Wahlunterlagen erhalten zu haben. Insgesamt, so der 

MBR in dem Brief, "könnte mindestens 300 Wohnungen betroffen sein, darunter die aller 

Mitglieder des Mieterbeirats und vieler Aktiver der Mieter­Initiative". Dies führte zur Fra­

ge an den Senator: "Hatte das Vorgehen evtl. sogar Methode, um einen unbequemen 

Kandidaten aus dem Thälmannpark im Mieterrat zu verhindern?" und mündete in der 

Aufforderung, "eine Wiederholung der Wahl [. anzusetzen,] noch bevor die jetzt einge­

gangenen Stimmzettel ausgezählt werden". 

In der Antwort der Senatsverwaltung3 heißt es u.a., dass von den 9.274 wegen der Wahl 

im Wahlbezirk 1 angeschriebenen Mietparteien sich 27 wegen fehlender Wahlunterlagen 

gemeldet hätten. Davon konnte die Gewobag 20 Mietparteien die Wahlunterlagen per­

sönlich aushändigen, 7 Mieter haben die Wahlunterlagen nach individueller Terminab­

stimmung nicht entgegengenommen. Ob die Wahlunterlagen ggf. nicht an alle Haushalte 

versandt worden seien, sollte die Gewobag kurzfristig klären. 

Nach der Wahl legte der MBR offiziell Widerspruch bei der WK mit Schreiben vom 

19.09.16 ein. Der MBR geht davon aus, dass am Ernst­Thälmann­Park mindestens 300 

Wohnungen nicht mit den erforderlichen Wahlunterlagen samt Stimmzetteln versorgt 

worden sein könnten. Der Postdienstleister könne aus Sicht des MBR bei der hohen An­

zahl nicht zugestellter Wahlunterlagen dafür nicht verantwortlich sein. Zu diesem Punkt 

baten die im Gespräch mit der WVB am 21.03.16 anwesenden beiden Mitglieder des MBR 

Schreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Zeichen IV A 1 an den Mieterbeirat 

Ernst Thälmann-Park vom 19.09.2016, veröffentlicht durch den Mieterbeirat. 

3 

http:21.03.16
http:19.09.16
http:06.09.16
http:08.09.16


   

   

  

    

    

  

   

 

    

   

  

  

 

  

     

   

     

    

    

  

  

    

  

   

  

 

    

    

   

 

  

  

  

   

                                                      

die WVB ausdrücklich darum, eine Prüfung der Adresslisten zu veranlassen, ob diese tat­

sächlich vollständig mit allen Adressen des Thälmannparks an den Postdienstleister 

übermittelt worden seien. 

Auf Grund des eingelegten Widerspruchs führte die WK eine Befragung vor Ort durch und 

stellte fest. Von 804 wahlberechtigten Mietern in dem Gebiet wurden 232 (28,86 %) an­

getroffen und gefragt, ob sie die Wahlunterlagen erhalten hätten.  Davon haben laut Be­

richt der WK 55,17 % (128 Personen) mit "ja", dagegen 32,33 % (75 Personen) mit "Nein" 

und schließlich 12,50 % (= 29 Personen) mit "vielleicht/unsicher" geantwortet4. 

Auch der Mieterbeirat befragte mit eigenem Flyer, bei dem auf die eingetretene Situation 

durch die MRW eingegangen wurde, die betroffenen Haushalte. Hier war anzukreuzen, ob 

der Hauptmieter die Wahlunterlagen/Stimmzettel per Post erhalten habe.5 Diese Flyerak­

tion hatte das Ergebnis, dass von 72 ausgefüllten Zetteln 67mal ein Nein und 5mal Ja an­

gekreuzt wurde. 

Die Gewobag hatte die Post um Stellungnahme zum Vorwurf gebeten. Die Wahlkommis­

sion kommt auf Grund der Ausführungen zum Ergebnis: "Nachweislich sind durch die Ge­

wobag sämtliche Wahlunterlagen vollständig an alle wahlberechtigten Mieter erstellt und 

bei der Post eingeliefert worden."6 Weiter stellt die WK in ihrem Beschluss zum Wider­

spruch des MBR fest: "Das Ergebnis der Sachverhaltsermittlung hat nicht zweifelsfrei er­

geben, dass ein Zustellfehler vorlag. Zwar haben 75 der 232 befragten Mieter im Ernst­

Thälmann­Park angegeben, die Wahlunterlagen nicht erhalten zu haben. Daraus lässt sich 

aber bei objektiver Betrachtung nur schließen, dass diese sich an den Erhalt der Unterla­

gen nicht positiv erinnern." 

Im Gespräch der Mitglieder der WK mit der WVB am 21. März 2016 ergänzten diese, dass 

sie darüber informiert worden seien, dass der Postbote viele Briefe auf dem Boden oder 

im Mülleimer gelegen hätten und dieser die Briefe erneut in die Briefkästen gesteckt hät­

ten. Dieser Beschreibung widersprachen die Mitglieder des MBR im Gespräch mit der 

WVB energisch, dies sei eigentlich nicht vorstellbar. 

Seitens der WK wird im Beschluss unter Bezug auf die vergleichsweise geringe Zahl von 27 

beim Unternehmen eingegangener Beschwerden wegen nicht erhaltener Unterlagen der 

Schluss gezogen, "dass die Quote der ,Nein­Antworten' aus der Mieterbefragung nicht 

notwendigerweise auf einem Zustellfehler beruhen muss. [.] Vielmehr lässt sich die Quo­

te der ,Nein­Antworten' ebenfalls mit Erinnerungslücken, versehentlichem Wegwerfen, 

Eingriffen Dritter etc. erklären. Aus dem Ergebnis der Befragung kann daher nicht zwei­

felsfrei abgeleitet werden, dass einer relevanten und damit für den Wahlausgang erhebli­

chen Anzahl der Mieter die Wahlunterlagen tatsächlich nicht ordnungsgemäß zugestellt 

4 

Ebd. S. 1. 

5 

Flyer in der Handakte, die aufgefüllten Originale lagen am 21.03.16 beim Gespräch der WVB mit dem MBR 

vor; die handschriftliche Auswertung wurde in dem Termin übergeben. 

6 

Beschluss der Wahlkommission vom 14.11.2016, S. 2. 

http:21.03.16


   

    

  

  

  

  

    

  

  

 

   

 

     

 

    

 

  

                                                      

wurden."7 Dies wurde von den meisten der anwesenden Mitglieder der WK auch im Ge­

spräch mit der WVB nochmals bestätigt. 

Der Mieterbeirat hatte wegen möglicherweise fehlender Wahlunterlagen die Wahl noch 

vor der Auszählung der Stimmen abzubrechen und erneut durchzuführen. Dieser Forde­

rung ist nicht nachgekommen worden. Stattdessen wird das trotzdem festgestellte Wahl­

ergebnis seitens der Wahlkommission im Beschluss vom 14.11.16 als Argument gegen die 

Anerkennung der Beschwerde des Mieterrats vorgetragen: "Im Ergebnis ist die Wahl­

kommission nicht davon überzeugt, dass ein Zustellfehler vorliegt. Nach Auffassung der 

Wahlkommission ist daher der aus dem Demokratieprinzip abzuleitende Bestandsschutz 

der gewählten Kandidaten und der Kontinuitätsgedanke für die Arbeit des Gremiums vor­

rangig. Für eine Wahlwiederholung in Wahlbezirk 1 besteht daher keine Veranlassung." 

Aus Sicht des MBR hätte der Kandidat aus dem Thälmann­Park bei vollständiger Vertei­

lung der Wahlunterlagen8 nicht auf Platz 3, sondern auf Platz 2 der gewählten Kandidaten 

und Kandidatinnen kommen können und wäre damit in den Mieterrat gewählt worden. 

Der Abstand zu Platz 2 sei vergleichsweise gering gewesen, so die beiden Mitglieder des 

Mieterbeirats gegenüber der WVB. 

7 

Ebd. 

8 

Vgl. das Gesprächsprotokoll in der Anlage. 

http:14.11.16


   

    
 

  

    

   

 

   

   

   

 

  

 

 

 

   

  

 

 

  

   

 

    

    

  

   

  

  

  

   

  

   

  

  

   

  

6. Einschätzungen der Beispiele 

Auswertung der Be�ragungen und der zwei Falluntersuchungen 

Es ist offenkundig, dass von den sechs landeseigenen Wohnungsunternehmen und den 

von ihnen gebildeten Wahlkommissionen die Vorgaben insbesondere aus der Muster­

wahlordnung (MWO) unterschiedlich angewendet wurden. 

Um innerhalb des vorgesehenen Zeitrahmens des ersten Quartals 2017 einen Revisions­

bericht über die Mieterratswahlen vorlegen zu können, hat der Vorstand der WVB im De­

zember 2016 beschlossen, alle Unternehmen mit standardisierten Fragen anzuschreiben, 

eine genauere Untersuchung der Abläufe und das Befragen der Argumente jedoch auch 

eine repräsentative Auswahl der LWU, zwei von sechs, zu beschränken. 

Die Auswahl fiel auf die Gewobag, da hier ein öffentlich berichteter Fall von Behinderung 

am aktiven Wahlrecht zu vermuten war. Als zweites landeseigenes Wohnungsunterneh­

men wurde die GESOBAU ausgewählt, da hier auffällig viele Kandidaturen wegen 

"schwerwiegender Verstöße gegen das friedliche Zusammenleben" abgelehnt wurden 

und durch die Betroffenen interne Vermerke zur Beurteilung der Ausschlussgründe öf­

fentlich gemacht wurden und bei der GESOBAU auch die meisten eingelegten Einsprüche 

abgelehnt wurden. 

Wegen dieser aus Kapazitätsgründen vorgenommen Beschränkung auf zwei Beispielun­

ternehmen kann bei den anderen vier LWU nur auf das Material der schriftlichen Antwor­

ten auf die systematisierten Fragen zurückgegriffen werden. Die Ausführungen zur Ein­

schätzung der Abläufe der Wahlen zu den Mieterräten der landeseigenen Wohnungsun­

ternehmen 2016 konzentrierten sich deshalb vor allem auf die beiden Beispielunterneh­

men GESOBAU und Gewobag. 

Das Wohnungsunternehmen Stadt und Land hat bei den Mieterratswahlen keinerlei Strei­

chungen von der Liste der Kandidat*innen vorgeschlagen, die Wahlkommission hat daher 

auch keine Ausschlüsse von Kandidaturen beschlossen. Ob keine Fälle von Mietrückstand 

oder Auseinandersetzungen um Modernisierungsmaßnahmen bei den Kandidatinnen und 

Kandidaten vorlagen oder ob diese ggf. nicht als "schwerwiegender Verstöße gegen das 

friedliche Zusammenleben" oder nicht als "nachhaltige Verletzungen der mietvertragli­

chen Pflichten" zu Gunsten der Kandidat*innen beurteilt wurden, kann auf der gegebe­

nen Informationslage nicht eingeschätzt werden. Offenkundig waren die formalen Krite­

rien für die Kandidaturen erfüllt (ungekündigter, volljähriger Hauptmieter seit mindestens 

sechs Monaten und unbeschränkt geschäftsfähig). 



   

    

 

 

     

  

   

  

   

   

  

 

 

   

  

  

  

 

    

    

  

   

   

     

  

    

  

   

 

  

   

 

   

 

  

    

 

Bei den verbleibenden 5 Landeswohnungsunternehmen hat die schriftliche Befragung der 

LWU durch die WVB zusammengefasst folgende formalen Ausschlussgründe für Kandida­

turen ermittelt: 

Mietverhältnis unter 6 Monaten oder gekündigt 10 
"nicht unbeschränkt geschäftsfähig" 14 
Gewerbemieter oder kein Hauptmieter 8 
Unvollständige Wahlunterlagen 7 
"schwerwiegende Verstöße gegen das friedliche Zusammenleben� 13 
"nachhaltige Verletzung mietvertraglicher Pflichten" 51 
Summe 103 

Höhere berichtete Zahlen haben wahrscheinlich zusätzlich Zahlen derjenigen enthalten, 

deren Einwände zu ihren Gunsten entschieden wurden oder die noch vor Abschluss des 

Verfahrens von der Bewerbung zurückgetreten waren. 

Bei der Wohnungsbaugesellschaft Berlin­Mitte WBM wurden insgesamt 7 Kandidaturen 

abgelehnt:  1 Kandidatur wurde nicht angekommen, da der Mietvertrag noch keine 6 Mo­

nate bestanden hatte und in 7 Fällen waren die Unterlagen zum Wahlvorschlag nicht voll­

ständig (z.B. fehlende Pflichtangaben oder ohne Unterschrift), wobei in einem der 7 Fälle 

der Kandidat noch vor Abschluss des Verfahrens seine Kandidatur zurückgenommen hat­

te, also 6 Personen wegen unvollständiger Unterlagen nicht zur Mieterratswahl kandidie­

ren. Keines der anderen LWU hatte Kandidaturen wegen fehlender Unterlagen abgelehnt. 

Allerdings wurden seitens der WBM keine Kandidatin und kein Kandidat wegen Verlet­

zungen der mietvertraglichen Pflichten oder Verstößen gegen das friedliche Zusammen­

leben etc. ausgeschlossen. Die WBM wird daher in der nachfolgenden Darstellung von 

weiteren Ablehnungsgründen für Kandidaturen nicht weiter betrachtet. 

Bei der HOWOGE wurden 4 Kandidaturen wegen formaler Gründe (3 Mietverträgen wa­

ren kürzer als 6 Monate und 1 Bewerber war Gewerbemieter) abgelehnt. Bei zwei Kandi­

daturen hatte das Unternehmen die Ablehnung wegen erheblicher Mietrückstände vor­

geschlagen, die Wahlkommission ist dem Vorschlag per Beschluss gefolgt. 

Bei der Gewobag wurden 15 Kandidaturen wegen formaler Mängel abgewiesen (7 kein 

Hauptmieter, 5 nicht voll geschäftsfähig und 3 noch nicht 6­monatige Mietverträge). Eine 

Kandidatur wurde "wegen groben Fehlverhaltens während der Tätigkeit in einem Mieter­

beirat" (der Mieterbeirat hatte diese Person deshalb schon ausgeschlossen gehabt) nicht 

zugelassen. Schließlich wurden 11 Kandidaten oder Kandidatinnen wegen "nachhaltige 

Verletzung mietvertraglicher Pflichten" auf Vorschlag des Unternehmens durch die Wahl­

kommission nicht zur Kandidatur zugelassen. 

Für die degewo, das größte der 6 LWU,  wurden 9 Fälle formaler Ablehnungsgründe mit­

geteilt (3 nicht (mehr) bestehende Mietverhältnisse und 6 Personen mit beschränkter 

Geschäftsfähigkeit). Bei 2 Personen wurde wegen "schwerwiegender Verstöße gegen die 



   

 

   

   

   

 

    

  

  

   

   

    

 

    

 

   

  

 

 

    

  

    

  

  

    

 

    

     

   

  

     

   

   

    

    

Hausordnung oder das friedliche Zusammenleben" die Kandidatur zurückgewiesen. Bei 

der degewo ist mit 30 die höchste Zahl von Ablehnungen durch die Wahlkommission we­

gen "nachhaltige Verletzung der mietvertraglichen Pflichten" berichtet worden, wobei 

darunter 21 Ablehnungen "auf Grund von Mietschulden in nicht unerheblicher Höhe" 

mitgeteilt wurden. 

Schließlich hat das Wohnungsunternehmen GESOBAU 3 Kandidaturen aus formalen 

Gründen ("nicht unbeschränkt geschäftsfähig") ausgeschlossen. Darüber hinaus wurden 

10 Kandidaturen wegen "schwerwiegende Verstöße gegen das friedliche Zusammenle­

ben� und 8 weitere Kandidaturen wegen "nachhaltiger Verletzungen der mietvertragli­

chen Pflichten" vom Unternehmen der Wahlkommission zur Ablehnung empfohlen, was 

diese so auch beschlossen hatte. 

Die starke Streuung von keinerlei Ablehnungen bis hin zu sogar 29,0 % Ablehnungen der 

sich bewerbenden Kandidat*innen macht deutlich, dass offenbar einige der Kriterien für 

die Wählbarkeit aus der Musterwahlordnung nicht eindeutig waren, wenn unterstellt 

würde, dass sich vergleichbare Personen als Kandidat*innen bei den Wohnungsunter­

nehmen beworben hatten. Es mag "Ausreißer" gegeben haben, diese können aber die 

starke Streuung der Ergebnisse kaum begründen. 

�robleme der Vorgaben der Musterwahlordnung 

Die gesetzliche Grundlage, das "Gesetz zur sozialen Ausrichtung und Stärkung der landes­

eigenen Wohnungsunternehmen für eine langfristig gesicherte Wohnraumversorgung" 

(Artikel 2 des Wohnraumversorgungsgesetzes Berlin vom 24.11.15) hat als Vorgabe für 

die Mieterräte u.a. definiert, dass diese "in ihrer Zusammensetzung die Vielfalt der Miete­

rinnen und Mieter repräsentieren" sollen (§ 6 Abs. 4). Näheres soll durch die vom Auf­

sichtsrat zu erlassende Wahlordnung geregelt werden. Der Begriff Vielfalt ist in der Geset­

zesbegründung dahingehend konkretisiert worden, dass Repräsentativität "auch hinsicht­

lich der Geschlechter, der schwerbehinderten Mieterinnen und Mieter, der deutschen 

Mieterinnen und Mieter mit Migrationshintergrund sowie der Mieterinnen und Mieter 

ohne deutsche Staatsangehörigkeit" gelten solle. 

Es ist nun nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung, ob diese Repräsentativität durch die 

Wahlen nun in der Zusammensetzung der Mieterräte erreicht worden ist. Da aber weitere 

gesetzliche Vorgaben nicht festgelegt worden sind und auch die Musterwahlordnung 

(MWO) als ,Vorlage' für die Aufsichtsräte der LWU dazu keine weiteren Ausführungen 

macht, kann auch aus dem Begriff "gemeinsame Interesseblagen der Mieterinnen und 

Mieter" (Präambel der MWO Abs. 2) nicht geschlossen werden, dass die Kandidatinnen 

und Kandidaten nicht eine kritische Haltung zu Entscheidungen des Wohnungsunterneh­

mens einnehmen dürfen. Eher dürften solche Positionen die "Vielfalt" der Meinungen 

innerhalb der Mieterschaft mit zum Ausdruck bringen. 

http:24.11.15


   

   

   

 

   

   

  

 

  

  

   

  

 

     

  

  

    

 

 

  

     

 

    

   

 

 

  

Die im Gespräch mit der WVB anwesenden Mitglieder der Wahlkommission der GESOBAU 

haben die Entscheidung der WK u.a. damit begründet, dass die zwei im "Pankower 

Mieterprotest" aktiven Kandidaten, die schließlich auch nach Anhörung von der Kandida­

tur ausgeschlossen wurden, ihrer Meinung nach nicht in der Lage wären, die Interessen 

der gesamten Mieterschaft zu vertreten. Dass die GESOBAU die Auseinandersetzung um 

Notwendigkeit und Umfang einer Modernisierungsmaßnahme als Ausschlussgrund ansah, 

wie das vom LWU zusammengestellte Infoblatt für die WK belegt, zeigt, dass die Kriterien 

der Musterwahlordnung nicht präzise genug waren, sondern eine solche Bewertung zu­

ließ. Die Beachtung der Tätigkeit der Initiative im Wohngebiet spricht zumindest dafür, 

dass diese eine größere Anzahl von Mieterinnen und Mietern ansprechen und deren Inte­

ressen im Sinne der Präambel der MWO zu bündeln sich bemühen. Ob sie damit die 

Mehrheit der Mieterschaft im Wahlbezirk repräsentieren, können ggf. die wahlberechtig­

ten Haushalte "vor Ort" besser beurteilen und muss nicht durch die WK zwingend vorab 

negativ entschieden werden. 

Ob unter den Fällen von Ablehnung wegen erheblicher Mietrückstände auch Personen 

betroffen waren, die wegen Auseinandersetzung mit dem LWU zum Beispiel wegen Ne­

benkostenabrechnungen oder begründeter Mietminderung befanden, ist nicht bekannt. 

Eine einheitliche Vorgabe, etwa ab der Summe von � Monatsmieten, war durch die Mus­

terwahlordnung (MWO) nicht vorgegeben. 

Auch diese Kriterien der MWO für die in § 3 Absatz 3 aufgeführten Gründe sind sehr un­

terschiedlich interpretierbar: 

•	 "nachhaltige Verletzung der mietvertraglichen Pflichten" (Mietrückstände) 

•	 "schwerwiegende Verstöße gegen das friedliche Zusammenleben oder gegen die 

Hausordnung" 



   

 

      
 

  

 

    

     

  

     

 

      

 

   

     

   

     

 

    

 

    

 

   

 

    

   

   

 

 

    

    

     

    

    

  

7. Mögliche Schlussfolgerungen für künftige Mieterratswahlen 

A. Beschränkung der Kriterien �ür die Wählbarkeit bei kün�tigen Mieterratswahlen 

Wenn durch eine Änderung der Wahlordnungen der 6 LWU (über eine entsprechende 

Änderung der Musterwahlordnung) nur noch formale einfach prüfbare Kriterien für die 

Wählbarkeit, entsprechend etwa den in der MWO § 3 Abs. 1 enthaltenen Kriterien für das 

aktive Wahlrecht, angewendet würden, dann würden voraussichtlich die im Jahr 2016 

aufgetretenen Entscheidungsprobleme der WK dann entfallen und die Wahlen auch nicht 

durch eventuell strittige oder gar fragliche Entscheidungen belastet werden. 

Die folgenden Vorgaben für die Wählbarkeit von Kandidat*innen bieten sich vor diesem 

Hintergrund an: 

•	 sie müssen Hauptmieter*innen im Eigenbestand sein, 

•	 zum Datum des Wahlaufrufs 18 Jahre alt sein und 

•	 müssen unbeschränkt geschäftsfähig sein. 

•	 Das Mietverhältnis am Wahltag schon 6 Monate bestehen und 

•	 darf an diesem Termin nicht gekündigt sein. 

•	 Wer Mitarbeiter*in des betreffenden Wohnungsunternehmens ist, kann nicht 

kandidieren. 

Damit wäre jede Person, die im Wählerverzeichnis, dass das LWU gem. § 3 (1) Satz 3 der 

MWO zu führen hat, unbeschränkt wählbar. Die nach § 3 (1) Satz 4 offenzulegenden ge­

sellschaftlichen Funktionen sowie wirtschaftlichen und persönlichen Interessenkonflikte 

können sachlogisch nicht zu einer Ablehnung führen, sie dienen nur der Transparenz. Aus 

einer Wahlkommission wurde die WVB allerdings dahingehend angesprochen, dass Inte­

ressenkonflikte als Ablehnungsgrund verstanden wurden� dies müsste in einer neuen 

MWO klargestellt werden. 

Dabei sollte der  gesamte Absatz 3 von § 3 der MWO, an dem sich die Konflikte im Jahr 

2016 festgemacht haben ersatzlos entfallen. 

B. Weitere technische Verbesserungen des Wahlvorgangs 

- Ausreichende Zeit zur Vorbereitung und Durchführung der Mieterratswahlen: 

Bei beiden befragten Wahlkommissionen wurde der Zeitdruck in 2016 als sehr be­

lastend empfunden und eine deutliche Verlängerung der Frist zur Bewerbung als 

Kandidat*in und für die Wahldurchführung vorgeschlagen. 

-	 Da zumindest in einem berichteten Fall Wahlunterlagen nicht angekommen sind, 

wurde von den bei der Gewobag befragten Personen eine bessere Kennzeichnung 



   

   

 

 

      

   

    

 

  

  

  

  

 

   

    

 

  

 

 

   

  

     

  

     

 

       
 

 

 

    

  

    

   

    

der Umschläge vorgeschlagen, die diese von den sonst üblichen Briefen des be­

treffenden LWU aber auch von sonstigen "farbigen Werbebriefen" deutlicher un­

terscheidbar machen sollten. 

- Wenn es noch zur Anwendung von interpretationsfähigen Ablehnungsgründen für 

eine Kandidatur kommen sollte, dann wurde vorgeschlagen, in einer neuen MWO 

klare Vorgaben für ein Einspruchsrecht, dessen fristen und dem Entscheidungs­

vorgang dazu festzulegen. 

�. Andere Vorschläge zur Veränderung des Wahlvorgangs 

- Abschaffung der Wahlkommissionen: 

Ersatz durch Ombudspersonen und die Mieterräte selbst 

Die Rolle der Wahlkommission könnte, wenn es nur noch formal technisch zu prü­

fende Ablehnungsgründe gäbe, auch durch die bei den Unternehmen eingeführ­

ten Ombudspersonen (oder geeignete neutrale Firmen) übernommen werden, so­

fern auch hier klare Regeln zum Widerspruchsverfahren vorgegeben würden. Da 

nun bei allen LWU Mieterräte gewählt wurden, könnten diese auch die von den 

Wahlkommissionen (mit Unterstützung der LWU) übernommen Aufgaben der Ent­

scheidung über Fristen, Versand der Wahlunterlagen, Durchführung der Auszäh­

lungen etc. übertragen bekommen. Eigene extra gebildete Wahlkommissionen 

wären dann nicht mehr erforderlich. 

- Brief­ und Urnenwahl: 

Aus einem Unternehmen wurde der WVB der Vorschlag unterbreitet, dass ergän­

zend zu den Briefwahlen auch Urnenwahlen ermöglicht werden sollten. Das setzt 

allerdings eine - wie bei Parlamentswahlen bekannte - Kennzeichnung der Wahl­

umschläge als Unikate voraus, um Manipulationen zu erschweren. 

8. Mögliche Konsequenzen aus den Mieterratswahlen 2016 

A. Wiederholung aller Wahlen zu den Mieterräten bei den 6 LWU 

Von keiner Seite wurde die Forderung erhoben, alle Wahlen bei den landeseigenen Woh­

nungsunternehmen zu den Mieterräten pauschal zu wiederholen. 

B. Wiederholung der Mieterratswahlen bei 5 LWU mit abgelehnten Kandidaturen 

Hier wäre sicherlich zunächst zu differenzieren zwischen den Ablehnungen, die wie beim 

aktiven Wahlrecht mehr technische Natur sind. Die Kriterien dazu aus der MWO sind 

oben unter 6.2 A dargelegt worden. Insgesamt wurden 103 Personen von der Kandidatur 



   

  

   

  

  

  

  

     

   

   

 

     

    

 

 

 

   

  

 

   

  

  

     

   

 

  

 

  

    

 

  

   

   

ausgeschlossen. Darunter waren nachstehende mit dem aktiven Wahlrecht vergleichbare 

32 Ausschlüsse berichtet worden, die ergänzt um das formale Kriterium unvollständiger 

Unterlagen, die sich zu 39 Ablehnungen von Kandidaturen summieren (vgl. Seite 22). 13 

schwerwiegende Verstöße gegen das friedliche Zusammenleben und 51 Fälle von nach­

haltiger Verletzung mietvertraglicher Pflichten ergeben zusammen die verbleibenden 64 

abgelehnten Kandidaturen (vgl. Seite 22). 

Diese beiden Kriterien sind in den Gesprächen des Vorstands der WVB mit den beiden 

Beispielsfirmen sowohl von Mitarbeiter*innen der Unternehmen als auch von Mitgliedern 

der Wahlkommission als schwierig anzuwenden kritisiert worden. Sofern die Anwendung 

dieser Kriterien aus der MWO nachträglich aus dem Wahlverfahren herausgenommen 

werden sollte, müsste zunächst festgestellt werden, für welche Wahlbezirke Kandidatu­

ren mit diesen Gründen abgelehnt worden sind. Eine Wiederholung der Wahlen in allen 

Wahlbezirken dieser vier LWU, die Kandidaturen mit diesen Gründen abgelehnt haben 

(degewo, GESOBAU, Gewobag und HOWOGE), erscheint unverhältnismäßig und auch 

nicht erforderlich. 

B.1 Wahlwiederholung in einzelnen Wahlbezirken mit speziellen Kandidaturablehnungen 

Eine relativ weitgehende Möglichkeit wäre, bei den beiden Fallgruppen ,friedliches Zu­

sammenleben' und ,Verletzung mietvertraglicher Pflichten' in den jeweils betroffenen 

Wahlbezirken die Wahlen zu wiederholen. Die Anzahl der betroffenen Wahlbezirke müss­

te zunächst erst noch ermittelt werden, in dem durch die LWU entsprechende Zuordnun­

gen der Ablehnungen zu Wahlbezirke anonymisiert vorgelegt werden. 

B.2 Wahlwiederholung in Wahlbezirken mit abgelehnten Einsprüchen 

Eine nicht so weitgehende Antwort auf die Schwierigkeiten bei der Auslegung der Krite­

rien der Musterwahlordnung könnte die Beschränkung der Wiederholung der Mieter­

ratswahlen auf diejenigen Wahlbezirke sein, bei denen zwar Einsprüche eingelegt wur­

den, diese jedoch von der Wahlkommission abgelehnt wurden. Dies würde dann die Un­

ternehmen degewo mit einem endgültig ablehnten Einspruch und die GESOBAU mit 

schließlich vier nicht zugestimmten Einsprüchen betreffen. Die Anzahl der betroffenen 

Wahlbezirke wäre überschaubar gering. 

B.3 Wahlwiederholung in Wahlbezirken aufgrund fehlender Wahlunterlagen 

Bei der Gewobag, bei der ein Einspruch nicht wegen abgelehnter Kandidaturen, sondern 

wegen Verstoßes gegen das aktive Wahlrecht (nicht vollständiger Versand von Wahlun­

terlagen) eingelegt und nicht positiv beschieden worden ist. 

Unterstellt, alle Fälle beträfen unterschiedliche Wahlbezirke, dann wären insgesamt ma­

ximal 5 Wahlbezirke betroffen� auch dies wäre kurzfristig durch die GESOBAU zu klären, 

bei den beiden anderen LWU handelt es sich jeweils nur um einen Wahlkreis. Bei 29 

Wahlbezirken wären dies 17,2 %, also gut ein Sechstel aller Wahlbezirke. 



   

 

 

  

  

 

  

       

 

 

  

    

      

    

  

  

 

 

   

 

  

B.3 Weitere Vorschläge zur Beantwortung der Beschwerden 

Ergänzung der Mieterräte 

Es wurde der WVB auch vorgeschlagen, die Mieterräte um die trotz Widerspruchsverfah­

ren ausgeschlossenen Kandidat*innen zu ergänzen bzw. im Fall der Gewobag den knapp 

unterlegenen Kandidaten aus dem Ernst­Thälmann­Park zusätzlich in den Mieterrat auf­

zunehmen. Hierzu müssten entsprechende Beschlüsse der zuständigen Aufsichtsräte bzw. 

der WK und MR gefasst werden, die dann bis zu einer Neuwahl des jeweiligen Mieterrats 

gelten würden. 

Generelle Verkürzung der Wahlperiode 

Ein anderer diskutierter Vorschlag ist die nachträgliche Verkürzung der Wahlperiode der 

Mieterräte auf zunächst nur zwei Jahre, quasi als Einführungszeitraum. Wenn dann nur 

noch einfach überprüfbare Kriterien für die Wählbarkeit gelten würden, könnten die dann 

gewählten Mieterräte unter Berücksichtigung der gesammelten Erfahrungen durchge­

führt werden und die Legitimation der Wahlen generell erhöhen. 

Weitere Vorschläge 

Die hiermit zusammengestellten Vorschläge können sicherlich ergänzt werden. 



   

   
 

 

    

 

 

      

    

 

    

 

 

  

 

   

 

 

 

 

   

 

  

 

  

 

  

 

 

    

 

    

 

     

 

 

9. Anlagen
 

I.A Fragenspiegel zur schriftlichen Erhebung des Status Quo der durchgeführten Mieterratswah­

len an alle landeseigenen Wohnungsunternehmen 

1.	 Wie wurden die Wahlkommission und nach welchen Kriterien wurden deren Grö­

ße und Zusammensetzung bestimmt? 

2.	 Wie erfolgte der Prozess zur Ermittlung der Mitglieder der Wahlkommission? Wie 

erfolgte die Ausschreibung, wer hat an der Entscheidung über die Mitglieder mit­

gewirkt?  

3.	 Wurden Interessenten für die Wahlkommission durch die Unternehmen nicht zu­

gelassen? 

4.	 Wenn ja, wie viele und aus welchen Gründen? 

5.	 Wieviel Mitglieder hat die aktuelle Wahlkommission? 

6.	 Wie hoch ist die Anzahl der Mieter und die der Mitarbeiter der WBG in der Wahl­

kommission? 

7.	 Liegt die Geschäftsordnung der Wahlkommission vor?  

8.	 Bitte die Geschäftsordnung der Wahlkommission zusenden. 

9.	 Wieviel Bewerber/innen wurden von der Wahl zum Mieterrat ausgeschlossen? 

10.	 Durch wen und auf welcher Informationsbasis wurden die Ausschlussgründe er­

mittelt? 

11.	 Was waren die Ausschlussgründe für die Bewerber/innen zum Mieterrat (Entzug 

des passiven Wahlrechts)?  

12. Im Fall des Ausschlusses wegen Interessenskonflikten: Bitte Benennung der Art 

von Interessenskonflikten. 

13. Wurden allen ausgeschlossenen Bewerber/innen der Ausschluss mitgeteilt und 

wurde ein Einspruchsrecht gewährt? 



   

 

 

   

 

   

 

  

  

 

  

 

 

  

 

 

 

 

           

  

  

     

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

14. Wurde - falls möglich - von einem Einspruchsrecht Gebrauch gemacht? 

15. Wurden Einsprüche der Wahlkommission vorgelegt? 

16. Hat die Wahlkommission Einsprüchen abgeholfen (Wie viele Fälle von Einsprüchen 

gesamt). 

17. Wurden Informationen über einzelne Bewerber/innen gesammelt und auf welcher 

Grundlage geschah dies? 

18. Wurden Hinweise zum Ausschluss von Kandidaten durch die Unternehmen gege­

ben? 

19. Wurden Rechtsmittel gegen den Ausschluss abgelehnter Bewerber/innen einge­

legt? Falls ja, wie ist der Stand der Verfahren? 

I.8 Ergebnisse der schriftlichen 8efragung 

1.    Wie wurden die Wahlkommission und nach welchen Kriterien wurden deren 

Größe und Zusammensetzung bestimmt? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

Muster­

wahlord­

nung, 
5 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
10 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 

Muster­

wahlord­

nung, 
7 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
14 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 

Muster­

wahlord­

nung, 
5 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
10 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 

Muster­

wahlord­

nung, 
3 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
6 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 

Muster­

wahlord­

nung, 
6 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
12 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 

Muster­

wahlord­

nung, 
3 Wahlbezir­

ke, 

Wahlkom­

mission aus: 
6 Mieterin­

nen und 
Mietern, 
2 Mitarbei­

ter 



   

             

    

 

     

 

 

 

 

  

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

  

 

 

 

            

 

          

  

     

 

 

 

   

  

   

 

  

 

          

  

     

 

 

      

 

 

2.    Wie erfolgte der Prozess zur Ermittlung der Mitglieder der Wahlkommission? Wie
 

erfolgte die Ausschreibung,  wer hat an der Entscheidung über die  Mitglieder mitgewirkt? 


degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND LAND 

WBM 

23 Mieterin­ 21 Mieterin­ 33 Miete­ 40 Miete­ 105 Miete­ Die Auswahl 

nen und Mie­ nen und Mie­ rinnen und rinnen und rinnen und erfolgte zwi­

ter haben sich ter haben sich Mieter ha­ Mieter ha­ Mieter schen Unter­

beworben, beworben. ben sich ben sich haben sich nehmen und 
öffentliche Alle wurden beworben. beworben. beworben. Mieterbeirä­

Abstimmung zur konstituie­ Entschie­ Entschie­ Entschie­ ten 
In konstituie­ renden Sitzung den wurde den wurde den wurde 
render Sitzung eingeladen, 

nur 14 kamen. 

Alle 14 Bewer­

ber wurden 
berufen. 

im Losver­

fahren. 
Mitarbeiter 
Gewobag 
vom Vor­

stand be­

stimmt. 

im Losver­

fahren. 
im Losver­

fahren 

3.    Wurden Interessenten für die Wahlkommission durch die Unternehmen nicht 

zugelassen? 

4.    Wenn ja, wie viele und aus welchen Gründen? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 
LAND 

WBM 

nein nein Ja, weil keine 
Hauptmieter 

Ja, wegen Los­

verfahren 
nein Ja, wegen der 

zahlenmäßigen 
Begrenzung 

5.    Wie viele Mitglieder hat die aktuelle Wahlkommission?
 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

12 14 12 8 14 8 



   

          

 

 

   

  

     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

          

           

  

     

 

 

      

 

 

          

  

     

 

 

      

 

          

 

     

 

 

6.      Wie hoch ist die Anzahl der Mieter und die der Mitarbeiter der WBG in der Wahl­

kommission? (siehe Frage 1) 

Nach welchen Kriterien wurden Mitarbeiter der WBG ausgewählt? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

Entschei­

dung des 
Abtei­

lungs­und 
Bereichs­

leiters 

Einbezie­

hung des 
Betriebs­

rates, 

Erfahrun­

gen mit 
Gremien­

arbeit 

Erfahrungen 
mit Mieterbe­

ratung, Quar­

tiersentwick­

lung und Ko­

op. mit 
Mieterbeirä­

ten 

Einbeziehung 
des Betriebsra­

tes, Erfahrun­

gen mit Gre­

mienarbeit und 
Bestandsma­

nagement 

Entscheidung 
der Geschäfts­

führung, 
Erfahrungen 
mit Bestands­

management 
und Recht 

Entschei­

dung der 
Geschäfts­

führung, 
Erfahrungen 
mit Gremi­

enarbeit 

7.    Liegt die Geschäftsordnung der Wahlkommission vor? 

8.    Bitte die Geschäftsordnung der Wahlkommission zusenden (entfällt) 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

nein nein nein nein nein nein 

9.    Wieviel Bewerber/innen wurden von der Wahl zum Mieterrat ausgeschlossen?
 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

41 21 27 7 0 8 

10.  Durch wen und auf welcher Informationsbasis wurden die Ausschlussgründe er­

mittelt? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 

WBM 



   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

  

 

  

 

 

 

 

 

 

         

     

 

 

 

   
 

 
 

 
 

   
  

 
  

 
  

    

 
  

 
  

  

  

    
 
  

 
  
 

 
 

 
  
  

    

 

  

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

   

 

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

LAND 
Mieterakte Mieterakte Mieterakte als Unterneh­ unzutref­ Mieterakte 

und  Kandi­ und  Kandi­ Informationsba­ men hat fend und  Kandi­

datenbogen datenbogen sis, Prüfung im Ausschluss­ datenbogen 
als Informa­ als Informa­ Vier­Augen­ gründe be­ als Informa­

tionsbasis tionsbasis Prinzip durch stimmt, In­ tionsbasis 
des Unter­ des Unter­ Bestandsma­ formations­ des Unter­

nehmens, nehmens, nagement, basis unklar nehmens 
Ergebnis an Ergebnis an Ergebnis an 
Wahlkom­ Wahlkom­ Wahlkommissi­

mission mit mission oh­ on ohne Zuord­

Zuordenbar­ ne Zuorden­ enbarkeit der 
keit der Be­ barkeit der Bewerber 
werber Bewerber 

11.     Was waren die Ausschlussgründe für die Bewerber/innen zum Mieterrat (Entzug 

des passiven Wahlrechts)?  

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 
LAND 

WBM 

in 30 Fällen: 
nachhaltige 
Verletzung 
der mietver­
traglichen 
Pflichten. 
Davon 21 auf 
Grund von 
Mietschulden 
in nicht uner­
heblicher 
Höhe 

- in 2 Fällen: 
schwerwie­
gende Ver­
stöße gegen 
die Hausord­
nung oder 
das friedliche 
Zusammen­
leben. 

- in 3 Fällen*: 
ein ungülti­
ges (bereits 
gekündigtes 
oder aktuell 
kein vorhan­
denes) Miet­
verhältnis 
zum Zeit­
punkt der 
Wahl, 

- in 6 Fällen*: 

in 10 Fällen: 

"schwerwie­

gende Ver­

stöße gegen 
das friedliche 

Zusammen­

leben�, 
in 8 Fällen: 

"nachhaltige 
Verletzungen 
der mietver­

traglichen 
Pflichten" 
und in 
3 Fällen: 

"nicht unbe­

schränkt ge­

schäftsfähig" 

in 7 Fällen: 

keine Haupt­

mieter der 
Gewobag, 

in 5 Fällen: 

keine unbe­

schränkte 

Geschäftsfä­

higkeit, 
in 3 Fällen: 

Mietbeginn 
weniger als 
sechs Monate 

vor dem 
Stichtag des 
Wahltermins, 
in 11 Fällen: 

nachhaltige 

Verletzung 
mietvertragli­

cher Pflich­

ten, 
in 1 Fall: gro­

bes Fehlver­

haltens wäh­

rend der Tä­

in 2 Fällen: 

erhebliche 

Mietrück­

stände,  

in 3 Fällen: 

Mietdauer 
im Wahlbe­

zirk noch 
nicht 6 Mo­

nate, 
in 1 Fall: 

Kandidat 
war ein 
Gewerbe­

mieter 

unzutref­

fend 
in 1 Fall: Dauer 
des Mietver­

hältnisses unter 
6 Monaten, 
in 7 Fällen: un­

gültige Wahlvor­

schläge (unvoll­

ständige Kandi­

datenunterla­

gen, 
keine Unter­

schrift, Pflicht­

angaben fehl­

ten), in 1 Fall: 
Kandidat hat 
noch im laufen­

den Verfahren 
von seiner Kan­

didatur Abstand 
genommen. 



   

 

   
  

   

 

  

 

        

  

     

 

 

 

      

 

 

        

 

  

     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

       

     

 

 

   

 

       

beschränkte 
Geschäftsfä­
higkeit (z. B. 
Mieter wird 
betreut) 

tigkeit in ei­

nem Mieter­

beirat 

12.     Im Fall des Ausschlusses wegen Interessenskonflikten: Bitte Benennung der Art 

von Interessenskonflikten. 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 
LAND 

WBM 

kein Interes­

senkonflikt 
kein Interes­

senkonflikt 
kein Interes­

senkonflikt 
kein Interes­

senkonflikt 
unzutref­

fend 
kein Interes­

senkonflikt 

13.     Wurden allen ausgeschlossenen Bewerber/innen der Ausschluss mitgeteilt und 

wurde ein Einspruchsrecht gewährt? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 
LAND 

WBM 

In allen Fäl­

len wurde 

der Aus­

schlussgrund 
schriftlich 
mitgeteilt. 

Ein Ein­

spruchsrecht 
wurde ge­

währt. 

In allen Fäl­

len wurde 

der Aus­

schlussgrund 
schriftlich 
mitgeteilt. 

Ein Ein­

spruchsrecht 
wurde nicht 
gewährt. 

In allen Fäl­

len wurde 

der Aus­

schlussgrund 
schriftlich 
mitgeteilt. 

Ein Ein­

spruchsrecht 
wurde nicht 
gewährt. 

In allen Fäl­

len wurde 

der Aus­

schlussgrund 
schriftlich 
mitgeteilt. 

Ein Ein­

spruchsrecht 
wurde ge­

währt. 

unzutref­

fend 
In allen Fäl­

len wurde 

der Aus­

schlussgrund 
schriftlich 
mitgeteilt. 

Ein Ein­

spruchsrecht 
wurde nicht 
gewährt. 

14.     Wurde - falls möglich - von einem Einspruchsrecht Gebrauch gemacht? 


degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

ja ja ja ja unzutreffend nein 

15.     Wurden Einsprüche der Wahlkommission vorgelegt? 




   

     

 

 

  

 

     

     

 

 

      

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

      

 

 

   

 

 

     

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

ja ja ja ja unzutreffend nein 

16.     Hat die Wahlkommission Einsprüchen abgeholfen (Wie viele Fälle von Einsprüche 

gesamt). 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

7 Einsprüche 5 Einsprü­

che 

1 Einspruch 1 Einspruch unzutreffend unzutreffend 

6 Einsprü­

chen abge­

holfen 

1 Einspruch 
abgeholfen 

1 Einspruch 
abgeholfen 

1 Einspruch 
abgeholfen 

unzutreffend unzutreffend 

17.     Wurden Informationen über einzelne Bewerber/innen gesammelt und auf wel­

cher Grundlage geschah dies? 

 dege­

wo 
GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 

LAND 
WBM 

nein Bei 3 Einsprüchen, 

wurden neben den 

bereits verfügbaren 

lnformationen aus der 

Mieterakte und der 

Selbstauskunft im Kan-

didatenbogen außer-

dem Erfahrungen der 

Kundenbetreuer abge-

fragt, sowie der GESO-

BAU bekannte öffent-

lich zugängliche Aussa-

gen dieser Kandidaten 

auszugsweise zusam-

mengestellt. Das jewei-

lige lnformationsblatt 

erhielt zunächst jeder 

dieser drei Mieter zur 

Freigabe. 

Auf Basis der zusam-

mengestellten lnforma-

tionen willigten diese 

drei Mieter schriftlich in 

die Datenweitergabe 

zum Zwecke der Prü-

fung durch die Wahl-

kommission ein. 

nein nein nein nein 



   

 

      

 

     

 

 

 

  

 

 

  

  

 

 

   

 

 

  

 

     

 

     

 

 

      

 

  

18.     Wurden Hinweise zum Ausschluss von Kandidaten durch die Unternehmen gege­

ben? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT 
UND 
LAND 

WBM 

Alle Kandidaten, 

die gemäß Wahl­

ordnung nicht zur 
Wahl zugelassen 
werden sollten, 

wurden der Wahl­

kommission vorge­

legt und die Ab­

lehnungsgründe 

unter Berücksichti­

gung des Daten­

schutzes erörtert. 

Die abschließende 

Entscheidung über 
den Wahlaus­

schluss traf ab­

schließend die 

Wahlkommission. 

nein nein Die Informationen 
wurden der Wahl­

kommission ano­

nymisiert als Ent­

scheidungshilfe zur 
Verfügung gestellt. 

nein nein 

19.     Wurden Rechtsmittel gegen den Ausschluss abgelehnter Bewerber/innen einge­

legt? Falls ja, wie ist der Stand der Verfahren? 

degewo GESOBAU Gewobag HOWOGE STADT UND 
LAND 

WBM 

nein nein nein nein nein nein 



   

 

 

    

    

  

     

   

  

   

 

   

   

   

 

    

  

  

     

        

   

   

  

    

 

   

  

 

   

 

 

  

II. Fragenspiegel zur Durchführung der Interviews im Rahmen von den Fallbeispielen 

GESOBAU und Gewobag  

Fragen an Mieterinnen und Mieter der Wahlkommissionen 

1.	 Was war aus Ihrer Sicht positiv an den Mieterratswahlen? 

2.	 Wie schätzen sie den Prozess der Bildung der Wahlkommission ein? 

3.	 Entsprach der Prozess demokratischen Grundsätzen in der Berücksichtigung der 

partizipatorischen Rahmenbedingungen? 

4.	 Wie schätzen Sie die Arbeit der Wahlkommission ein? 

5.	 Ist  aus Ihrer Sicht  bei der Wahl der MR etwas nicht gut gelaufen? 

6.	 Welche Erfahrungen sollten bei der nächsten Wahl der MR unbedingt berücksich­

tigt werden? 

7.	 War die Wahlkommission ausgewogen zusammengesetzt? 

8.	 Waren die Ausschlussgründe für die Wahl der MR plausibel? 

9.	 Stellen die gebildeten Mieterräte einen repräsentativen Querschnitt dar? 

Weitere Fragen an Mieterinnen und Mieter sowie Fragen an Vorstand bzw. Mitarbeiter 

des WU, die in der Wahlkommission vertreten waren. 

Fragen 1.­9. + 10.­15. 

10. Welche Rolle spielten Kandidatenbogen und Mieterakte? Worin bestehen Unter­

schied und Notwendigkeit der Verwendung von beiden Dokumenten? 

11. Um welche 10 schwerwiegenden Verstöße	  gegen das friedliche Zusammenleben 

(Ausschlussgrund für Wahl MR) hat es sich gehandelt? 

12. Warum wurde kein Einspruchsrecht gewährt, obwohl einem Einspruch abgeholfen 

wurde? 

13. Was sind bekannte öffentlich zugängliche Aussagen von Kandidaten und wie wur­

den sie erhoben und verwendet? (Frage 17 Evaluationsbogen) 

14. Welche Auswirkungen hätte es gehabt, wenn alle Kandidaten	  kein Einverständnis 

zur Weitergabe der Daten gegeben hätten, wie hätte man die Wahlordnung unter 

dieser Bedingung umgesetzt? 

15. Welche Verbesserung am Verfahren sind Ihrer Meinung nach notwendig? 
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20

25

30

III.A Indikatoren­Set zu den Mieterratswahlen auf Grundlage des Monitorings des 88U 

Anzahl aller bündnisrelevanten Wohnungen im Bestand per 31.12.2015 

0. Anzahl der wahlberechtigten Haushalte zum jeweiligen Wahlstichtag 

1. Beschlussfassung des Aufsichtsrats (�AR�) zur Wahlordnung 

2. Anzahl Wahlbezirke (�WB�) 

3. Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Mieterrats 

4.	 Zeitraum der ersten �Wahlperiode� für den Mieterrat / nächste MR­Wahl 

. Versand des Wahl­/Kandidatenaufrufs 

6. Konstituierung der Wahlkommission 

7. Schulungstermine der Wahlkommissionsmitglieder durch den BBU 

8. Abstimmung/Information Mieterbeiräte (MBR) zum Wahlprocedere 

9. Anzahl der berufenen Mitglieder der Wahlkommission (mind. zwei Mietervertreter 

pro Wahlbezirk + zwei Unternehmensvertreter)
 

. Fristende für die Bewerbung als MR­Kandidat
 

11. Anzahl der Interessensbekundungen vor weiteren Gesprächen bzw. weiterer Prüfung 

12. Anzahl der der MR­Kandidaten laut den Wahllisten 

13. Zentrale Kandidatenveranstaltung vor Aufstellung der Wahlliste 

14. Öffentliche Vorstellung der Kandidaten 

. Beginn des Versands der Briefwahlunterlagen 

16. Abgabefrist Wahlzettel (= Wahltermin) 

17. Datum der öffentlichen Auszählung 

18. Anzahl der abgegebenen Stimmen für alle Wahlbezirke insgesamt 

19. Anzahl der gültigen Stimmen für alle Wahlbezirke insgesamt 

. Erreichtes Quorum (zur Gültigkeit mind. 5%)  insgesamt und nach Wahlbezirken 

21. Höchstes Stimmenergebnis für ein gewähltes MR­Mitglied 

22. Einsprüche oder sonstige Rechtsmittel gegen den Wahlverlauf oder das Wahlergebnis 

23. Bekanntgabe eines vorläufigen Wahlergebnisses 

24. Bekanntgabe des endgültigen Wahlergebnisses 

. Form der Bekanntgabe des individuellen Stimmenergebnisses je Kandidat 

26. Datum der konstituierenden Sitzung des Mieterrats / Wahl bzw. Benennung der AR­

Mitglieder + Gast 

27. Namensliste der gewählten MR­Mitglieder 

28. Anzahl der Frauen im MR 

29. Geschätzter Sach­/Dritt­Kostenaufwand für die Wahl für das Wohnungsunternehmen 

(ohne eigene Personalkosten, aber inclusive Portokosten und Dienstleister) 

. Geschätzter eigener Personalaufwand für die Wahl für das Wohnungsunternehmen 

(Zeitaufwand in Stunden) 

31. Geplanter erster AR­Sitzungstermin nach Berufung des benannten MR­Mitglieds in 

den AR 

32. Informationsseiten im Internet 



   

 

III.8 Auswertung zu den Mieterratswahlen aus dem Monitoring des 88U 
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I�. �arlamentsdokumente aus dem �okumentationsdienst zu den Mieterratswahlen zur �ertie­

fung der Fallbeispiele 

Drucksache 17/18165 vom 29. Februar 2016 �Mieterräte der landeseigenen Wohnungsbau­

gesellschaften� u.a. zur Vergütung/Versicherung 

Drucksache 17/18940 vom 4. August 2016 �Wird man bei rot­schwarz leichter Bausenator als 

Mitglied eines Mieterrates?� 

Drucksache 17/18841 vom 5. Juli 2016 �Keine MietenaktivistInnen in den Mieterver­

tretungen?� u.a. zum passiven Wahlrecht 

Drucksache 17/18932 vom 3. August 2016 Nachfragen zur Schriftlichen Anfrage �Keine Mie­

tenaktivistInnen in den Mietervertretungen?� 

Abgeordnetenhaus von Berlin - Wissenscha�tlicher �arlamentsdienst: "Gutachten zu einigen 

Rechtsproblemen mit der Wahl von Mieterräten bei den landeseigenen Wohnungsgesellschaf­

ten in Berlin. Erstellt auf Grund einer Bitte der Fraktion Die Linke am 21. Oktober 2016. 



   

  
 

 

  

  

   

 

 

 

  

  

   

 

     

 

 

  

      

   

 

 

  

   

 

 

   

    

  

 

 

 

Musterwahlordnung 2016
 

Musterwahlordnung zur Bildung von Mieteräten 

bei den landeseigenen Wohnungsunternehmen Berlins 

im Sinne des Artikels 2 §§ 6 und 7 WoVG Bln 

Präambel 

Die Mustersatzung (I. - hier nicht abgedruckt) regelt die im Gesetz über die Neuausrich­

tung der sozialen Wohnraumversorgung in Berlin (Berliner Wohnraumversorgungsgesetz 

- "WoVG Bln") in Artikel 2 §§ 6 und 7 vorgeschriebene Errichtung von Mieterräten bei 

den landeseigenen Wohnungs­ unternehmen Berlins und die Musterwahlordnung (II.) 

trifft Festlegungen zur Wahl des Mieterrats für die Berliner Mieterinnen und Mieter der 

Wohnungen im Eigenbestand des landeseigenen Wohnungsunternehmens. 

Die mit dem WoVG Bln neu eingeführten Mieterräte sollen die gemeinsamen Interessen­

lagen der Mieterinnen und Mieter auch über die Tätigkeit der Mieterbeiräte hinaus ge­

genüber den landeseigenen Wohnungsunternehmen (vgl. §§ 4 und 5 dieser Satzung) 

bündeln, vertreten und zu einem Ausgleich bringen. 

Die landeseigenen Wohnungsunternehmen fördern in angemessener Art und Weise die 

Arbeit der Mieterräte u.a. durch deren Einbeziehung in die Vorbereitung von Entschei­

dungen. 

Die Mietermitwirkung hat ihre Grenzen in den geschützten Rechten des Einzelnen, insbe­

sondere des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes und des Datenschutzes, sowie in den zu 

wahrenden Inhalten bestehender Verträge mit Dritten und den Gesetzen und Richtlinien. 



   

 

   

  

    

  

 

 

 

 

     

  

 

   

   

   

   

 

     

 

  

  

 

 

  

 

     

 

 

  

   

  

    

  

§ 1 Festlegung Wahlbezirke 

Auf der Grundlage der Wohngebietsgröße und der Wohngebietsstruktur kann das landes­

eigene Wohnungsunternehmen Wahlbezirke zur Wahl des Mieterrats einrichten. Für 

mindestens 5.000 Mietwohnungen und höchstens 8.000 Mietwohnungen soll jeweils ein 

Mitglied des Mieterrates gewählt werden. 

§ 2 Wahlkommission 

1.	 Es ist eine Wahlkommission zu bilden. Die Wahlkommission wählt aus ihrer Mitte einen 

Vorsitz und einen Stellvertreter. Diese/dieser übernimmt während der Abwesenheit 

des/der Vorsitzenden den Vorsitz. Beschlüsse werden mit Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst, sofern nichts anderes in einer schriftlich niedergelegten Geschäftsord­

nung festgelegt ist. Die Wahlkommission ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ih­

rer Mitglieder anwesend sind. Ist die Wahlkommission nicht beschlussfähig, tritt sie zu 

einem anderen Termin erneut zusammen. 

2.	 Die Wahlkommission besteht aus Mietern und Mitarbeitern des landeseigenen 

Wohnungsunternehmens. Pro Wahlbezirk sollen jeweils zwei Mieterinnen/Mieter Mit­

glied der Wahlkommission sein. Zusätzlich werden von der Unternehmensleitung zwei 

Mitarbeiter des landeseigenen Wohnungsunternehmens in die Wahlkommissionent­

sandt. 

Mieterinnen und Mieter, die Mitglied einer Wahlkommission sind, dürfen nicht für eine 

Mitgliedschaft im Mieterrat kandidieren. 

3.	 Die Wahlkommission ist für Vorbereitung und Durchführung der Wahl zum Mieterrat 

zuständig, insbesondere für: 

- die Prüfung und die Zulassung der Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl, so­

wie die Möglichkeit der Prüfung von Einsprüchen gegenKandidaturen 

- die Aufstellung der Stimmzettel/Wahllisten (je Wahlbezirk), 

- die Festlegung und Bekanntmachung des Wahltermins in Abstimmung mit der 

Un­ ternehmensleitung, 



   

   

   

     

     

  

 

      

   

   

   

 

    

  

 

  

 

    

  

  

  

  

 

 

 

 

    

  

    

      

  

 

 

 

 

- die Organisation einer angemessenen Vorstellung derKandidaten,
 

- die Auszählung der abgegebenen Stimmen,
 

- die Information der gewählten Mitglieder des Mieterrates über das Wahlergebnis
 

sowie die Einholung der Erklärung der Gewählten zur Annahme derWahl, 

- die abschließende Feststellung des Wahlergebnisses je Wahlbezirk und im Unter­

nehmen, 

- die Information der Mieterinnen und Mieter über das Wahlergebnis durch Aus­

hänge in den Häusern und durch Veröffentlichung auf der Webseite des Unter­

nehmens undlärung etwaiger Unstimmigkeiten bei der Wahlvorbereitung, beim 

Wahlverlauf und zum Wahlergebnis 

4.	 Die Tätigkeit als Mitglied der Wahlkommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder können 

zur Absicherung ihrer Tätigkeit eine angemessene und pauschalierte Aufwandsentschä­

digung durch das landeseigene Wohnungsunternehmen erhalten, die alle Aufwendun­

gen der Mitarbeit abdeckt. 

5.	 Die Tätigkeit der Wahlkommission endet nach Konstituierung des Mieterrats und nach 

Erfüllung aller unter Pkt. 3 genannten Aufgaben. Die Dokumentationsunterlagen zur 

Wahl, insbesondere die gültigen und ungültigen Stimmzettel und eine Niederschrift des 

Wahlergebnisses, werden zur Aufbewahrung bis zum Ende der Wahlperiode des jeweili­

gen Mieterrats der Unternehmensleitung des landeseigenen Wohnungsunternehmens 

übergeben. 

§ 3 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

1.	 Wahlberechtigt und wählbar sind natürliche Personen, die Hauptmieterinnen oder 

Hauptmieter von Wohnungen im Eigenbestand des landeseigenen Wohnungsunterneh­

mens in Berlin sind, die am Stichtag des Wahlaufrufs das 18. Lebensjahr vollendet haben 

und unbeschränkt geschäftsfähig sind. Der Mietbeginn muss mindestens sechs Monate 

vor dem Stichtag des Wahltermins liegen und das Mietverhältnis darf zu diesem Stichtag 

nicht gekündigt sein (ausgenommen gleichzeitige Neuanmietung einer Wohnung im 

gleichen Wahlbezirk desselben landeseigenen Wohnungsunternehmens). Ein 

entsprechendes Wählerverzeichnis wird vom landeseigenen Wohnungsunternehmenge­

führt. 



   

  

    

 

 

   

 

     

 

   

 

   

     

  

  

  

 

 

   

 

    

  

    

   

   

  

 

  

 

 

 

     

 

  

 

Mieter, die zugleich Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des entsprechenden landeseige­

nen Wohnungsunternehmens sind, können nicht zum Mitglied des Mieterrates gewählt 

werden. 

Bewerberinnen und Bewerber für den Mieterrat müssen gesellschaftliche Funktionen 

sowie wirtschaftliche und persönliche Interessenkonflikte offenlegen. 

2.	 Für jede Wohnung kann nur, unabhängig von der Anzahl der mietvertragsgemäßen 

Bewohner, eine Stimme abgegeben werden. Werden mehrere Stimmen für eine Woh­

nung abgegeben, sind diese insgesamt ungültig. 

3.	 Die Wahlkommission wird durch Beschluss Kandidatinnen und Kandidaten für die Wahl 

zum Mieterrat ablehnen, sofern in der Person schwerwiegende Verstöße gegen das 

friedliche Zusammenleben oder gegen die Hausordnung oder nachhaltige Verletzungen 

der mietvertraglichen Pflichten vorliegen. Die Prüfung erfolgt aus Gründen des Daten­

schutzes ausschließlich durch das landeseigeneWohnungsunternehmen. 

§ 4 Vorbereitung und Durchführung der Wahl 

1.	 Die Mitglieder des Mieterrats werden mittels freier, geheimer und unmittelbarer Brief­

wahl gewählt. Der Briefwahl geht eine Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten 

voraus. Jede Mieterin und jeder Mieter kann nur sich selbst zur Wahl stellen. Mitglieder 

von Mieterbeiräten können für den Mieterratkandidieren. Die Unternehmensleitung in­

formiert die Mieterinnen und Mieter anhand eines Wahlaufrufes umfassend über die 

bevorstehende Wahl und wirbt insbesondere um Vorschläge zur Besetzung der Wahl­

kommission und um Bewerbungen als Kandidat/in für den Mieterrat, je Wahlbezirk 

(nachfolgend "Wahlvorschlag"). Für die Vorstellung der Kandidaten soll eine Vorstel­

lungsveranstaltung pro Wahlbezirk durch das landeseigene Wohnungsunternehmen 

durchgeführt werden, soweit nicht andere Gründe entgegenstehen. Ergänzend können 

weitere Formen der Informationsmöglichkeiten genutztwerden. 

2.	 In jedem Wahlvorschlag sind die Bewerberinnen oder Bewerber jeweils unter Angabe 

von Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Alter, Wohnadresse, ausgeübtem Beruf 

und ehrenamtlichen Aktivitäten aufzuführen. Die schriftliche Zustimmung der Bewerbe­

rinnen oder Bewerber des Wahlvorschlags zur Kandidatur und Verwendung der angege­



   

    

 

  

  

 

   

 

    

   

   

    

    

 

     

  

    

 

     

   

 

   

    

  

     

 

    

   

     

  

  

   

 

 

  

benen Daten für die Zwecke der Durchführung der Wahl, insbesondere zur Veröffentli­

chung im Rahmen der Bekanntgabe der Wahlvorschläge, ist beizufügen. Zusätzlich ist ei­

ne schriftliche Erklärung der Bewerberinnen oder Bewerber zu gesellschaftlichen Funkti­

onen sowie wirtschaftlichen, auch persönlichen, Interessenkonfliktenbeizufügen. 

3.	 Ungültig sind Wahlvorschläge, 

- die nicht fristgerecht eingereicht worden sind,
 

- die unvollständige Bewerberdaten gemäß § 4 (3)enthalten
 

- die nicht eigenhändig von dem/der Kandidaten/in unterschriebensind,
 

- wenn die schriftliche Zustimmung der Bewerberinnen oder Bewerber zur Ver­


wendung ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Durchführung der 

Wahl nicht vorliegt, 

- wenn die Bewerberinnen und Bewerber nicht die Wahlberechtigung nach § 3 (1) 

Wahlordnung aufweisen oder 

- wenn die schriftliche Erklärung der Bewerberinnen oder Bewerber zu gesell­

schaftli­ chen Funktionen sowie wirtschaftlichen, auch persönlichen, Interessen­

konflikten nicht vorliegt. 

4.	 In Abstimmung zwischen Unternehmensleitung und Mieterrat wird die Wahlkommission 

anhand der für die Tätigkeit in der Wahlkommission eingegangenen Bewerbungen ge­

bildet. Bei erstmaliger Bildung wird die Unternehmensleitung in Abstimmung mit vor­

handenen Mieterbeiräten eine angemessene Festlegung unter Berücksichtigung der Be­

werbungen und der Aktivitäten der Mieterschaft im jeweiligen Wahlbezirk vornehmen. 

Die Mitglieder der Wahlkommission sind durch Unterzeichnung einer entsprechenden 

Erklärung zur Verschwiegenheit und zur Einhaltung des Datenschutzes zuverpflichten. 

5.	 Die Wahlkommission prüft innerhalb von zwei Wochen die bei ihr eingegangenen 

Wahlvorschläge und wird bei Ungültigkeit eines Wahlvorschlages den Kandidaten oder 

die Kandidatin unter Angabe der Gründe schriftlich informieren. Auf Basis der für die 

Mitgliedschaft im Mieterrat bei der Wahlkommission eingegangen gültigen Bewerbun­

gen, erstellt die Wahlkommission innerhalb von vier Wochen eine Wahlliste. Die Wahl­

kommission übersendet den Mieterinnen und Mietern je Wahlbezirk die Briefwahlunter­

lagen mit Wahlliste, Stimmzettel, Erläuterungen zur Stimmabgabe und Umschlag für die 

Rücksendung der Briefwahlunterlagen. Die Wahlkommission wird entsprechende Fristen 

zur Rücksendung (Tag und Uhrzeit) festlegen. Die Briefumschläge mit den Stimmzetteln 



   

   

 

    

  

    

    

    

 

 

    

  

      

 

      

    

    

    

 

  

 

 

 

   

 

   

  

 

   

   

 

müssen verschlossen an die Wahlkommission gesandt oder abgegebenwerden. 

6.	 Die Wahlkommission legt einen Termin für eine öffentliche Auszählung fest, zu der die 

Briefumschläge mit den Stimmzetteln geöffnet werden. Dieser Termin erfolgt spätestens 

vier Wochen nach Fristsetzung zur Rücksendung. Nach Prüfung der Gültigkeit der 

Stimmabgabe werden auf dieser Versammlung die gültigen Stimmzettel ausgezählt und 

es wird das Wahlergebnis in einer Niederschrift der Wahlkommissionfestgehalten. 

Ungültig sind Stimmzettel, 

- die nicht oder nicht allein in dem Stimmzettelumschlag abgegeben wordensind, 

- die nicht mit dem Stimmzettel übereinstimmen, der den Wahlberechtigten aus­

gehändigt wurde, insbesondere andere als in der Wahlliste aufgeführte Namen 

enthalten, 

- aus denen der Wille des Abstimmenden nicht eindeutig erkennbarist,
 

- die mit Zusätzen oder Vorbehalten versehen sind,
 

- die nach Ablauf der Rücksendefrist eingehenoder
 

- wenn mehrere Stimmzettel für eine Wohnung abgegebenwurden
 

Eine etwaige Ungültigkeit von Stimmzetteln stellt die Wahlkommission durch Beschluss 

fest. 

Das Wahlergebnis wird nach abschließender Feststellung je Wahlbezirk und für das lan­

des­ eigene Wohnungsunternehmen insgesamt der Mieterschaft bekannt gegeben (z.B. 

Online­ Auftritt, Mieterzeitung, Aushänge). 

7.	 Zu Mitgliedern des Mieterrats werden die Kandidatinnen und Kandidaten je Wahlbezirk, 

die die höchsten Stimmenanzahlen auf sich vereinigen und ihre Wahl annehmen. Bei 

Stimmengleichheit innerhalb eines Wahlbezirks entscheidet dasLos. 

Die Kandidatinnen und Kandidaten, die bei der Wahl über die Anzahl der zu wählenden 

Mitglieder des Mieterrats hinaus ebenfalls gültige Stimmen auf sich vereinen konnten, 

sind nach der Anzahl ihrer Stimmen Nachrücker/innen. 



   

     

      

 

      

  

 

    

   

   

 

   

  

  

 

  

  

  

       

  

 

  

   

  

 

8.	 Die Wahl eines Mitglieds in den Mieterrat setzt voraus, dass sich mindestens fünf 

Prozent der Mieterinnen und Mieter (maßgebend ist der Stichtag des Wahlaufrufs) des 

entsprechenden Wahlbezirkes an der Wahl beteiligen. Das landeseigene Wohnungsun­

ternehmen nutzt die Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit, eine ausreichende Zahl 

von Kandidaten zu einer Kandidatur für den Mieterrat zu gewinnen und eine hohe Betei­

ligung seiner Mieterschaft an der Wahl zu erreichen. 

9.	 Die Wahl zum Mieterrat ist nur dann gültig, wenn mindestens in der Hälfte aller 

Wahlbezirke jeweils ein Mitglied des Mieterrates gültig gewählt werden konnte. An­

dernfalls ist die Wahl zu wiederholen. 

10.	 Die gewählten Kandidatinnen und Kandidaten müssen innerhalb von zwei Wochen nach 

der öffentlichen Auszählung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses erklären, dass 

sie die Wahl annehmen. 

Hierzu werden sie nach der Wahl durch die Wahlkommission schriftlich über ihre Wahl 

informiert. Sie müssen die Wahl schriftlich annehmen, eine der Tätigkeit des Mieterrates 

etwaig zugrundeliegende Satzung anerkennen und die im landeseigenen Wohnungsun­

ternehmen übliche Vertraulichkeitsvereinbarung bezüglich der ihnen als Mitglied des 

Mieterrats bekanntwerdenden vertraulichen Informationen unterzeichnen. Erst mit Erfül­

lung dieser Voraussetzungen gilt ihre Wahl als erfolgt. Dies gilt für Nachrücker/innen ana­

log. 

11.	 Die Wahlkommission lädt die gewählten Mitglieder des Mieterrats zu einer konstituie­

renden Sitzung ein, auf der unter anderem eine Vorsitzende/ein Vorsitzender des Mie­

terrats und deren/dessen Stellvertreter für die Wahlperiode gewähltwerden. 


	Evaluation der Mieterratswahlen
	1. Aufgabenstellung
	2. Methoden – Darstellung von Analyseapparat und Evaluationsdesign
	3. Grundlagen für Mieterräte und Mieterratswahlen
	4. Übersicht über die Mieterratswahlen
	5. Umfang der Beschränkungen von passivem und aktivem Wahlrecht
	6. Einschätzungen der Beispiele
	7. Mögliche Schlussfolgerungen für künftige Mieterratswahlen
	8. Mögliche Konsequenzen aus den Mieterratswahlen 2016
	9. Anlagen




